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Weltweit werden trans Menschen unterdrückt.  Ob nun Konservative, die in
Talkshows  deren  Existenz  leugnen,  Radikalfeminist:innen,  die  Geschlecht
allein an Genitalien ablesen wollen oder CDU-Poliker:innen, die Gendern für
das größte Problem unserer Zeit halten, weil sie die Klimakrise nicht ernst
nehmen.  Es  wird  deutlich:  Die  Sichtbarkeit  von  trans  Personen  in  der
Öffentlichkeit hat sich in den letzten Jahren zwar verbessert, doch an der
Unterdrückung  hat  sich  wenig  geändert.  Schließlich  ist  diese  in  der
gesamten Gesellschaftsstruktur verankert. Das Erstarken der Rechten bringt
zudem gesellschaftliche Rollbacks mit sich wie in den USA oder Pakistan, die
dafür  sorgen,  dass  Queer-  und  insbesondere  Transfeindlichkeit  weiter
zunehmen.  Das  beginnt  mit  reaktionären  Argumentationen  bezüglich
Dragqueens und angeblicher  „woker”  Indoktrination in  der  Schule,  kann
dann auch zur Rücknahme erkämpfter Rechte und schließlich auch zu einer
Zunahme von körperlichen Übergriffen gegen trans Personen führen. Dass
diese Stimmung längst auch in Deutschland angekommen ist, können wir
daran  sehen,  dass  2023  die  Meldungen  von  körperlichen  Angriffen  auf
Paraden  zum  Christopher  Street  Day  (CSDs)  die  Nachrichten  fluteten,
während die CSU in Bayern diesen Kulturkampf der US-Amerikaner:innen
versuchte zu adaptieren, indem auch sie gegen Auftritte von Dragqueens
hetzten.   Im  Folgenden  wollen  wir  uns  daher  die  Situation  von  trans
Jugendlichen  anschauen,  die  von  vielen  Unterdrückungsmechanismen
nochmal  stärker  betroffen  sind.

Unterdrückung in der Familie
Probleme mit der Familie sind für viele Jugendliche Alltag. Doch trans zu
sein, kann diese noch mal verschärfen. Denn es geht nicht darum, einfach
„nur” nicht verstanden zu werden.  Stell dir vor: Du kannst dich nicht so
kleiden, wie du willst. Alle sprechen dich mit einem Namen an, der nicht dein
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eigener ist. Kurzum – man sieht dich nicht so, wie du wirklich bist. Deswegen
ist  es  nicht  verwunderlich,  dass  laut  einer  Studie  des  Deutschen
Jugendinstituts 69,4 % der trans Jugendlichen befürchten, dass ihre Familie
sie nicht akzeptieren wird. Doch was bedeutet das konkret?

Das  Coming-out  kann  eine  große  Hürde  sein,  da  die  finanzielle  und
juristische Abhängigkeit von der Familie es nahezu unmöglich machen kann,
sich  frei  auszudrücken  oder  notwendige  medizinische  Behandlungen  wie
Hormontherapie zu erhalten. Denn letzten Endes bestimmst nicht du über
deinen Körper, sondern deine Erziehungsberechtigten. Das ist der Kern des
Problems: Wenn deine Eltern kein Verständnis haben (wollen), dich nicht
ernst nehmen – oder einfach nur hilflos sind, dann wird es schwierig. Die
juristische, sowie finanzielle Abhängigkeit erschwert es vielen trans Personen
massiv, einfach so das Elternhaus zu verlassen und auszuziehen. Ganz zu
schweigen von der emotionalen Belastung, die damit einhergeht, wenn die
eigenen Eltern/Erziehungsberechtigten einen nicht unterstützen können oder
wollen. rans Menschen, v.a. Jugendliche haben eine viel zitierte enorm hohe
Rate an Suizidversuchen (je nach Studie um die 40%). Wenn mindestens eine
erwachsene Person sie unterstützt,  sinkt die Wahrscheinlichkeit  um etwa
30% Doch die Beratungsangebote für trans Jugendliche sowie ihre Eltern
sind selten – und die wenigen, die es gibt, sind oft überlastet oder gar nicht
unvoreingenommen.  Deswegen treten  wir  nicht  nur  für  den  Ausbau von
Beratungsstellen ein, für Jugendliche braucht es auch die Möglichkeit, bei
Bedarf ihr Leben unabhängig vom Elternhaus gestalten zu können!

Für  die  ökonomische  Unabhängigkeit  von  Schüler:innen,
Studierenden und Jugendlichen in Ausbildung! Für ein monatliches
Mindesteinkommen, angepasst an die Inflation, von 1.100 Euro plus
Warmmiete, finanziert durch Besteuerung von Reichtum und Kapital!

Für  selbstverwaltete  Freiräume  für  Jugendliche,  den  massiven
Ausbau  von  Jugendzentren  und  kostenlose  Zugang  zu  einem
ausgebauten  Freizeit-  und  Kulturangebot,  bezahlt  durch  die
Besteuerung  der  Reichen!



Ausbau  von  flächendeckenden  Beratungsstellen  von  und  für
LGBTIA+ und ihre Angehörigen!

Für  den  Ausbau  von  Schutzhäusern  für  Kinder  und  Jugendliche!
Niemand  soll  bei  seiner  Familie  bleiben  müssen,  wer  das  nicht
möchte!  Für  die  Förderung  neuer  Formen  des  Zusammenlebens,
beispielsweise  durch  den  Ausbau  und  die  Weiterentwicklung  des
sozialen Wohnungsbaus! 

Schule und Ausbildung
Doch nicht nur in der Familie, sondern auch an Orten, wo man den Großteil
seiner Lebenszeit verbringen muss – also Schule oder Ausbildungsstätte –
wird man eingeschränkt. Eine weitere Studie des Bundesverbands Trans* aus
dem Jahr 2017 zeigt, dass fast 90 % der trans Schüler:innen in Deutschland
in der Schule diskriminiert werden. Dazu gehören u. a. die Verwendung des
Deadnames und von falschen Pronomen, Belästigungen, Mobbing und auch
physische Übergriffe. Die Studie zeigt auch auf, dass nur ein Bruchteil der
betroffenen Schüler:innen sich an Lehrkräfte oder Schulleitungen wendet, da
sie Angst haben, dadurch noch stärker stigmatisiert zu werden. Denn die
wenigsten  Schulen  bieten  Unterstützung  gegen  Mobbing  und
Diskriminierung  an,  auch  wenn sich  viele  von  ihnen  das  Abzeichen  von
Schule ohne Rassismus, Schule mit Courage ans Tor hängen lassen. Aus
einer weiteren Studie des Bundesverbandes geht hervor, dass nur 18 % der
trans Schüler:innen das Gefühl haben, dass ihre Schule ein sicherer Ort für
sie ist. Dies liegt auch daran, dass die Idee des binären Geschlechtersystems
in der Gesellschaft vorherrschend ist und ebenso in der Schule reproduziert
wird.  Sei  es  durch  Unterrichtsinhalte,  bei  denen  Frau  Meier  den
Wocheneinkauf für ihre Familie tätigt als Einleitung für eine Textaufgabe in
Mathe, die klassische, heteronormative Sexualkunde im Biologieunterricht,
lediglich ausgelegt auf Verhütung und Reproduktion, oder die Abwesenheit
von queeren Lebensrealitäten in der Pflichtlektüre, die wir in Deutsch oder
Englisch lesen müssen. Das gilt auch für Regelungen, die über den bloßen
Unterricht  hinausgehen,  aber  den Schulalltag  prägen wie  z.  B.  fehlende



geschlechtsneutrale  Toiletten  oder  Umkleideräume  sowie  die  allgemeine
Adressierung  der  Schüler:innenschaft  in  Rundbriefen.  Das  Verbot.  an
Schulen  zu  gendern,  wie  es  in  Sachsen  und  Sachsen-Anhalt  bereits
umgesetzt  wurde,  oder  in  Berlin  durch  die  CDU-Regierung  zumindest
diskutiert wird, tut sein Übriges. Auch wenn Gendern nicht automatisch zur
Befreiung von trans Personen führt, so ist dennoch die Repräsentation in der
Sprache auch ein mögliches Kampffeld.

Schluss mit Deadnames auf Klassenarbeiten, Schüler:innenausweisen
und Klassenbüchern! 

Für  die  Möglichkeit,  den  Namen  und  Geschlechtseintrag  in  der
Schule einfach und unbürokratisch zu ändern! 

Wir  bestimmen,  was  wir  lernen  wollen:  Rahmenlehrpläne  unter
Kontrolle der Lernenden, Lehrenden, Arbeiter:innenbewegung und
Vertreter:innen  von  Diskriminierten!  Für  angemessenen,
verpflichtenden Aufklärungsunterricht vor der Geschlechtsreife und
die  gleichberechtigte  Darstellung  aller  Formen  von  Geschlecht,
Geschlechtsidentität,  Sexualität  und  des  einvernehmlichen
Geschlechtsverkehrs!

Kampf  der  Diskriminierung  an  der  Schule:  Für  breite
Aufklärungskampagnen durch die Gewerkschaften von Lehrkräften
und Schüler:innen und für eine von der Schulleitung unabhängige
Antidiskriminierungsstelle,  kontrolliert  von  Lernenden,  Lehrenden
und  Organen  der  Arbeiter:innenklasse,  die  jederzeit  wähl-  und
abhwähbar  sind!

Von Schüler:innen selbstorganisierte Freiräume, die in den Pausen
für alle frei zugänglich sind, an jeder Schule und den Ausbau von



Unisextoiletten sowie Umkleideräumen!

Ähnlich sieht die Situation in der Ausbildung aus. Hier kommt jedoch der
ökonomische Druck hinzu, der es vielen erschwert, sich selbst auszuleben
oder dies sogar komplett unmöglich macht. Eine Studie – ebenfalls aus dem
Jahr 2017 – von der Antidiskriminierungsstelle des Bundes hat ergeben, dass
trans Personen in der Ausbildung häufiger diskriminiert werden als ihre cis-
geschlechtlichen  Kolleg:innen.  48  Prozent  der  befragten  trans  Personen
gaben an, bereits Diskriminierung am Arbeitsplatz erlebt zu haben, während
es bei cis Personen nur 24 Prozent waren. 

Die  Diskriminierung reichte von Mobbing über  das Ausgrenzen aus dem
Team bis hin zu sexueller Belästigung. Dabei ist klar: Ob nun Kolleg:innen,
die durch mangelndes Wissen mit Stammtischparolen um sich werfen, oder
beispielsweise Kund:innen, die eine/n missgendern oder gar offen ausgelebte
Transfeindlichkeit: Als Azubi für die eigenen Rechte einzustehen, ist um ein
Vielfaches vertrackter. Das liegt aber nicht (nur) am Alter an sich, sondern
der Status als Azubi ist hier das entscheidende Moment – Lehrjahre sind
schließlich  keine  Herrenjahre.  Dass  man  als  ungleiche  Arbeitskraft
angesehen wird, die erstmal „richtig ausgebildet” werden muss, bevor man
als  gleichrangig  angesehen  wird,  wirkt  sich  auch  auf  den  Umgang
miteinander  aus.  Herablassende  Bemerkungen,  gar  Beleidigungen  statt
konstruktiver  Kritik  sind  in  bestimmten  Branchen  ganz  offen  an  der
Tagesordnung, in anderen existieren sie eher versteckt. Das kann soziale
Unterdrückung verstärken und den Rahmen, wie man sich dagegen wehren
kann,  erheblich  einschränken.  Wenn  wir  also  in  der  Ausbildung  gegen
Transfeindlichkeit kämpfen wollen, dann müssen wir das mit dem Kampf für
bessere Ausbildungsrechte verbinden!

Tarifliche  und  rechtliche  Gleichstellung  aller  Auszubildenden!
Mindestausbildungsvergütung  in  Höhe  des  Mindestlohns  und
Anhebung  dessen  auf  15  Euro  die  Stunde!

Gegen  alle  Versuche  und  Regelungen  wie  „Job  aktiv“  und



„Kombilohn“, die den Billiglohnsektor ausweiten! Übernahme aller
befristeten  und  Leiharbeits-  in  Normalarbeitsverhältnisse  statt
Ausdehnung  der  Flexibilisierung  und  des  Niedriglohnsektors!

Probezeit? Nein Danke: Volle wirtschaftliche Rechte – inklusive des
auf Streik – für Azubis!

Übernahme  garantiert:  Volle  und  unbefristete  Übernahme  aller
Jugendlichen  nach  der  Ausbildung  –  bei  Verweigerung  der
Übernahme Strafzahlung! Für die Abschaffung aller Quoten, die die
Übernahme beschränken! 

Für  das  Recht,  in  Job  und Ausbildung den gewählten  Namen zu
nutzen, auch wenn dieser noch nicht im Ausweis steht!

Um die Situation am Arbeitsplatz nachhaltig zu verbessern, muss sich auch
was in den Gewerkschaften ändern. Es ist ein erster Schritt gewesen, dass
man auch „divers” im Mitgliedsausweis angeben kann – aber mal ehrlich,
ausreichend ist  das nicht.  Erstmal  sollte  es nicht  verpflichtend sein,  das
eigene Geschlecht überhaupt angeben zu müssen. Darüber hinaus müssen
Gewerkschaften an Betrieben und Berufsschulen präsent sein.  Das heißt,
zum  einen  Aufklärungskampagnen  gegen  Diskriminierung  an  Betrieben,
Schulen und Unis organisieren und zum anderen auch, die Präsenz durch
Beratungsstellen  an Berufsschulen sowie  die  Vertrauenskörperstruktur  in
den Betrieben flächendeckend auszubauen. Zusätzlich ist es ein Problem,
dass für Länder wie Deutschland Datenerhebungen fehlen, wenn es darum
geht,  die  Verbindung  von  Einkommen  und  Unterdrückung  zu  erfassen.
Zahlen aus den USA belegen, dass dort insbesondere schwarze trans Frauen
weniger als der US-Durchschnitt verdienen. Solche Erhebungen wären ein
erster Schritt,  um auch passende Forderungen aufwerfen zu können und
würde zudem klar zeigen, dass Gewerkschaften sich bewusst positionieren.



Flächendeckender  Ausbau  der  Vertrauenskörperstrukturen  und
Antidiskriminierungsstellen!

Für das Recht  auf  gesonderte  Treffen in  den Organisationen der
Arbeiter:innenbewegung,  um  den  Kampf  für  Gleichberechtigung
voranzutreiben  und  gegen  diskriminierendes  und  chauvinistisches
Verhalten vorzugehen!

Breite  Kampagnen  zur  gewerkschaftlichen  Organisierung  von
Jugendlichen! Wir wollen uns nicht bevormunden lassen: Gerechte
Repräsentanz in den Gremien der Gewerkschaften! 

R e g e l m ä ß i g e  E r h e b u n g e n  b z g l .  E i n k o m m e n  u n d
Diskriminierungserfahrungen, kontrolliert durch Gewerkschaften!

Medien, Alltag und Gewalt
Ob  Bahnhofstoiletten,  Behördengänge,  Bekleidungsgeschäfte  oder  das
umfangreiche Sortiment an Waren, die man erwerben kann: Wenn man mal
darauf achtet, dann wird deutlich, wie viel in unserer Gesellschaft eigentlich
von der binären Geschlechterordnung bestimmt wird. Daraufhin einfach mal
abschalten und eine Serie schauen, um den Stress in der Schule oder Familie
zu  vergessen?  Das  ist  aber  nur  bedingt  möglich.  In  den  letzten  Jahren
wurden zwar immer mehr trans Charaktere in Serien und Filme integriert.
Dennoch: Die Sichtbarkeit ist umkämpft und noch längst nicht ausreichend.
Diversität heißt übrigens nicht, so viele unterdrückte Gruppen wie möglich
zu zeigen, sondern auch eine Varianz dieser mit einzubeziehen. 

Ansonsten werden immer wieder Stereotype reproduziert. Was bedeutet das
in  der  Praxis?  Es  ist  legit im,  sich  mit  dem  Thema  Transit ion
auseinanderzusetzen.  Aber  genauso  notwendig  ist  es,  unterschiedliche
Erfahrungen  mit  einzubeziehen:  Nicht-binäre  trans  Personen  sind  eher



unterrepräsentiert  und  Menschen,  die  trans  sind,  aber  sich  nicht  in  die
jeweilige Geschlechterrolle stecken lassen wollen, werden meistens negativ
dargestellt. Die Charaktere, die am positivsten wegkommen, sind jene, die
der binären Geschlechterordnung am meisten entsprechen. Das zu zeigen, ist
nicht per se falsch, das ausschließlich zu zeigen, allerdings schon. Flache
Charakterarchs hin zur Akzeptanz der eigenen Transidentität oder das bloße
Darstellen von körperlicher und sozialer Transition oder dem Umgang mit
Diskriminierung sind vielleicht für cis Personen interessante Geschichten,
aber für trans Menschen ist das einfach unser selbstverständlicher Alltag und
damit  totlangweilig.  Wir  wollen  trans  Held:innen,  Bösewichte,  Mütter,
Nebencharaktere,  Kolleg:innen  etc.  in  Serien  und  Filmen,  deren
Transidentität sie nicht definiert – aber eben selbstverständlicher Teil ihrer
Geschichte und Lebensrealtität ist.

Besser  wird  es  jedoch  auf  keinen  Fall ,  wenn  man  die  meisten
Nachrichtenseiten  aufruft.  Die  vermehrte  Repräsentation  von  trans
Personen, die Bevormundung von Jugendlichen, die Krise der bürgerlichen
Familie, der allgemeine gesellschaftliche Rechtsruck und der Misserfolg des
bürgerlichen  Feminismus  hinsichtl ich  der  Überwindung  von
Frauenunterdrückung,  haben  unter  anderem  dazu  geführt,  dass
(vermeintliche)  Feminist:innen  wie  Alice  Schwarzer  vom  „Transtrend“
sprechen.  In  Nachrichten  –  insbesondere  in  populistischen  Blättern  –   
werden fiktive Szenarien beleuchtet, in denen angebliche Feminist:innen vor
allem trans Frauen unglaubliche Dinge unterstellen, anstatt über die reale
Gewalt, die trans Personen angetan wird, zu berichten. Die Kriminalstatistik
zeigt jedoch: Zwischen 2018 und 2021 hat sich die Gewalt gegen queere
Menschen  mehr  als  verdoppelt.  Das  führt  uns  zur  eigentlichen  Gefahr:
Während man in größeren Städten zwar etwas „sicherer” als in ländlicheren
Gegenden ist, so ist es nicht gegeben, dass man mal „einfach so” Bahn fahren
kann. Komische Blicke, Beleidigungen und die Angst vor Gewalt gehören in
der  Regel  dazu,  wenn  man  nicht  so  aussieht,  wie  die  klassischen
Geschlechterrollen es  verlangen.   Das wird verstärkt  durch den stetigen
Rechtsruck,  den wir  erleben,  und so steigt  auch die  Gefahr  für  gezielte
Übergriffe.  Selbst  in  vermeintlich  „queerfreundlichen”  Großstädten  wie
Berlin  kommt  es  mittlerweile  nicht  nur  zu  verbalen,  sondern  auch



körperlichen  Angriffen.

Enteignet  die  „kulturschaffende“  Industrie  (Gameentwickler,
Filmproduktionen, …) und organisiert die Produktion durch Räte aus
Arbeiter:innen, Zuschauer:innen und Unterdrückten!

Gewalt  stoppen:  Demokratisch  organisierte  und  gewählte
Selbstverteidigungskomitees gegen Übergriffe auf LGBTIA+! Für den
Ausbau  von  Schutzräumen  für  LGBTIA+  und  Unisexorte  in  der
Öffentlichkeit!

Medizinische Versorgung
Arz-/Ärztinttermine sind generell  ein  rares  Gut.  Wer  versucht  hat,  einen
Beratungstermin beispielsweise beim/bei der Endokrinolog:in zu bekommen,
weiß, dass Wartezeiten von über einem halben Jahr keine Seltenheit sind.
Deswegen bedeutet der Kampf für Selbstbestimmung auch ein Kampf für die
Verbesserung des Gesundheitssystems insgesamt. Das bedeutet:

Weg  mit  Privatisierung  der  Krankenhäuser!  Nein  zu  deren
Schließungen auf dem Land!

Für einen höheren Personalschlüssel und Verkürzung der Arbeitszeit
für alle Beschäftigten bei  vollem Lohnausgleich!

Finanziert werden sollte das Ganze durch die Abschaffung des DRG-Systems,
Abschaffung  des  Zweiklassen-Gesundheitssystems  (also  nur  gesetzliche
Krankenkassen statt privater), Besteuerung der Reichen und Enteignung der
Klinik- und Pharmaziekonzerne. So können eine schnellere Terminvergabe
sowie qualitativ bessere Betreuung gewährleistet werden. Doch nicht nur
Termine sind ein Problem: Arzt-/Ärztinbesuche bei Gynäkolog:innen sowie
Urolog:innen sind für viele nicht nur mit emotionalem Stress verbunden sind



–  sondern  können  auch  mit  Ablehnung  und  Unverständnis  seitens
Praxismitarbeitenden oder anderen Patient:innen begleitet werden. So hat
laut einer Studie der deutschen AIDS-Hilfe und des RKI von 2023 fast jeder
fünfte nicht-binäre oder trans Mensch (17 Prozent) bereits aus Angst vor
Diskriminierung lieber  auf  bestimmte medizinische Leistungen verzichtet.
Auch  in  der  Apotheke  kann  es  unangenehm  werden,  wenn  die
Mitarbeiter:innen  beispielsweise  einem  trans  Mann  keine  Pille  danach
rausgeben möchten, da in manchen Apotheken die Vorgehensweise üblich
ist, dass sie Pille nur an die betroffene Frau verkauft wird. In einer Situation,
wo  sich  viele  sowieso  schon  gedemütigt  aufgrund  des  gesellschaftlichen
Stigmas bei Notfallverhütung fühlen, müssen trans Personen nun auch noch
ihr Anliegen zusätzlich begründen.

Die  Transition  an  sich  ist  auch  mit  vielen  Hindernissen  verbunden.  So
müssen  sich  trans  Menschen  vor  einer  Hormonbehandlung  oder
chirurgischen Eingriffen  in  zwei  unabhängigen Gutachten unangenehmen
psychosozialen Befragungen stellen, wo unter anderem intime Details über
das Sexualleben und den mentalen Gesundheitszustand abgefragt werden,
damit  Ärzt:innen  bestätigen  können,  dass  die  Person  für  eine  solche
Behandlung in Frage kommt. Das kann auch dazu führen, dass nicht-binäre
trans Personen, welche den Wunsch nach einer Hormonbehandlung hegen,
ihre Ärzt:innen anlügen müssen, da sie diese Hormone nur bei einer binären
Transgeschlechtlichkeit  verschreiben (können).  Mit  diesem unnötigen und
beschämenden  Herumstochern  im  Privatleben  muss  Schluss  sein!
Beratungsstellen müssen ausgebaut werden, aber die Beratung sollte sich
nicht  wie  eine  Prüfung  anfühlen  und  letztendlich  sollte  es  keine
Fremdbestimmung  durch  das  ärztliche  Personal  geben.

Für trans Jugendliche spielt auch die Frage von Pubertätsblockern eine Rolle,
die  verhindern  sollen,  dass  sie  in  die  Pubertät  kommen  und  diesem
Leidensdruck, der damit einhergeht, ausgesetzt werden, obwohl sie bereits
beginnen, ihre Geschlechtsidentität zu hinterfragen. Es zu begrüßen, dass
trans Jugendlichen so eine Möglichkeit geboten wird, die Selbstbestimmung
über die Entwicklung ihres Körpers erlangen zu können. Statt Panikmache
von Alice Schwarzer und Co. und Bevormundung durch die Eltern, braucht es



gute  Aufklärung  über  die  bestehenden  Studien  (die  existieren,  da
Hormonblocker  schon  seit  Jahrzehnten  in  anderen  medizinischen  Fragen
eingesetzt  werden)  und  einfach  medizinische  Studien  für  Hormon
Replacement  Therapie.  

Zudem  ist  –  wie  auch  woanders  –  die  Medizin  von  gesellschaftlicher
Unterdrückung  geprägt.  Das  wird  deutlich  daran,  dass  viele
Patient:innenstudien, Symptome und Medikamentenvorgaben auf Basis cis-
männlicher  Körper  stattfinden  –  was  beispielsweise  dazu  führt,  dass
Personen  mit  biologisch  weiblichem  Körper  vermehrt  an  Herzinfarkten
sterben, weil sie andere Symptome aufweisen oder nicht ernst genommen
werden, insbesondere wenn sie nicht-weiß sind. Falsche Kategorisierung des
Geschlechts der Betroffenen oder die Annahme, es würde sich um einen cis
Körper handeln, können auch fatale Folgen hinsichtlich der Beratung bei
Verhütungsmethoden  sowie  der  Behandlung  von  Geschlechtskrankheiten
oder  der  HIV-Prävention  haben,  da  manche  Beratungen  aufgrund  der
Vermutung  einer  Geschlechtsidentität  und  sexueller  Orientierung  nicht
durchgeführt werden und auch hier die Präparate unterschiedlich auf die
Körper wirken. Nach einer Personenstands- und Namensänderung zahlt die
Krankenkasse  teilweise  „geschlechtsspezifische“  Behandlungen  wie  HPV
Impfungen nicht mehr (bzw. man muss sich ihnen extra erklären und damit
rumschlagen). 

Viele Ärzt:innen wissen außerdem schlicht nicht, was eine HRT (Hormone
Replacement Therapy) an einem Körper ändern kann und ignorieren z.B.
dass bei einer Testosterontherapie das Risiko von Herzerkrankungen auf das
eines  cis  Mannes  steigt,  andere  körperliche  Vorgänge  eher  wie  bei  cis
Frauen funktionieren und wieder andere Dinge mit beidem nur noch wenig
zu tun haben. Faktisch führt das dazu, dass trans Menschen oft zu Ärzt:innen
gehen und ihnen erstmal ihren Körper erklären müssen. Da an der Stelle
aber zu wenig Forschung existiert,  es sehr kompliziert werden kann, die
Beschäftigung mit dem eigenen Körper mental schwierig sein kann und die
Ressourcen  begrenzt  s ind,  s ind  viele  trans  Menschen  dazu
verständlicherweise nicht in der Lage. Der erschwerte Zugang führt aber
dazu,  dass  manche  trans  Personen  sich  über  inoffizielle  Wege  Hormone



besorgen  müssen.  Ohne  medizinische  Überwachung  der  Dosierung  und
Nebenwirkungen kann das aber auch sehr gefährlich für die Betroffenen
enden.  Das  heißt,  wir  brauchen  Forschung,  Lehre  und  Praxis,  die  die
Auswirkungen gesellschaftlicher Diskriminierung mit einbeziehen, sowie eine
Medizin, die eine biologische Bipolarität  der Geschlechter anerkennt! Des
Weiteren brauchen wir auch eine Auseinandersetzung mit der Produktion
von Medikamenten und Präparaten in der Pharmazie. Die Devise heißt hier
Enteignung  unter  Arbeiter:innenkontrolle  und  die  Aufhebung  des
Patentrechts,  um  zu  gewährleisten,  dass  die  Produktion  von
Pubertätsblockern und Hormonpräparaten nicht unter Profitinteresse steht
und sie auch in einer Langzeitanwendung so sicher wie möglich sind!

Für Selbstbestimmung über den eigenen Körper: Für das Recht auf
kostenfreien  und  unbürokratischen  Zugang  zu  medizinischer
Geschlechtsangleichung!

Schluss mit Diskriminierung: Rahmenlehrpläne in der medizinischen
Ausbildung  unter  Kontrolle  von  Ärzt:innen,  Arbeiter:innen  und
V e r t r e t e r : i n n e n  v o n  U n t e r d r ü c k t e n !  F ü r  b r e i t e
Sensibilisierungskampagnen  gegen  Diskriminierung  im
Gesundheitssystem und den Ausbau von Gesundheitszentren speziell
für Frauen und LGBTIA+! 

Intersex  vollständig  legalisieren:  Verbot  medizinisch  nicht
notwendiger, kosmetischer
Genitaloperationen an Kindern!

Rekommunalisierung  und  Verstaatlichung  aller  privatisierten
Kliniken unter Kontrolle der Beschäftigten und Patient:innen, die ein
In teresse  an  guten  Arbe i t sbed ingungen  und  guter
Gesundheitsversorgung  haben!



Freier  und  kostenloser  Zugang  zu  Verhütungsmitteln!  Massiver
Ausbau der Beratung und Forschung in diesem Bereich!

Staatliche Diskriminierung
Seit August 2023 ist das TSG (Transsexuellengesetz) Geschichte und wurde
durchs  sogenannte  „Selbstbestimmungsgesetz”  ersetzt.  Erst  einmal  das
Positive:  Das  Selbstbestimmungsgesetz  ermöglicht  es  trans,
intergeschlechtlichen  und  nicht-binären  Menschen,  ihren  Namen  und
Geschlechtseintrag auf Antrag beim Standesamt zu ändern. Während man
früher  vor  Gericht  gehen  musste  sowie  zwei  psychologische  Gutachten
brauchte , nur um die Personenstandsänderung durchzusetzen, kann man ab
Herbst 2024 Namen und Geschlecht angleichen, indem man sich 3 Monate
vor der sogenannten „Erklärung mit Eigenversicherung“ beim Standesamt
anmeldet. Doch für Minderjährige ist der Prozess der „Selbstbestimmung“
weitaus weniger frei und eigenständig möglich. Personen ab 14 Jahren haben
zwar das Recht, ihren Antrag auf Geschlechtsänderung selbst einzureichen.
Seine Wirksamkeit hängt jedoch von der Zustimmung der sorgeberechtigten
Person oder des Familiengerichts ab. 

Alle jüngeren Personen dürfen nicht mal den Antrag selber einreichen und
haben wenig mitzureden, welches Geschlecht oder welcher Name angegeben
wird. Ausgeschlossen werden ebenso Personen, deren Visum bald abläuft –
um zu verhindern, dass sie sich vor der Abschiebung „drücken” können. Auch
im  „Spannungs-  und  Verteidigungsfall“  kann  die  Angleichung  auch
„ausgesetzt”  werden,  um  Menschen  in  den  Wehrdienst  einzuziehen.
Besonders fatal ist, dass mit dem Selbstbestimmungsgesetz eine Liste erstellt
wird. Das heißt: Alle trans Personen (mit ihren Deadnames und Adressen)
sind den staatlichen Strukturen wie BKA, Polizei und Geheimdienst bekannt.
Man benötigt keine Datenschutzexpertise, um zu wissen, dass das überhaupt
nicht nötig ist, sondern vielmehr eine Gefährdung darstellt .

Für  Selbstbestimmung  über  die  eigene  Geschlechtsidentität:  Für
Recht auf kostenfreien und unbürokratischen Zugang zur offiziellen
Namens-  und  Personenstandsänderung!  Gegen  den  Zwang,  das



Geschlecht  in  amtlichen  Dokumenten  anzugeben!

Keine Weitergabe dieser Informationen an Bundeskriminalamt (BKA),
die  Landeskriminalämter,  die  Bundespolizei,  das  Bundesamt  für
Verfassungsschutz  und  den  Militärischen  Abschirmdienst!

Volle  rechtliche  Gleichstellung  von  LGBTIA+!  Gleichstellung  aller
Partnerschaften und Lebensgemeinschaften mit der Familie! Für die
automatische Eintragung queerer Eltern auf  die  Geburtsurkunden
ihrer Kinder: mit ihren gewünschten Namen und Geschlecht!

Ursprung der Unterdrückung
Die Beispiele zeigen: Die Unterdrückung von trans Menschen ist überall zu
finden. Doch wenn wir sie nicht nur oberflächlich bekämpfen wollen, müssen
wir uns fragen: Woher kommt sie eigentlich?  Für uns als Marxist:innen ist
die Diskriminierung von trans und anderen queeren Personen eng mit der
Frauenunterdrückung  verbunden.  Letztere  wird  in  der  kapitalistischen
Gesellschaft durch die Auslagerung von Reproduktionsarbeit (beispielsweise
Kindererziehung,  Pflege,  Kochen,  Waschen  etc.)  ins  Private  manifestiert.
Kollektive  Küchen,  Waschhäuser  oder  auch  Pflege  könnte  man
gesamtgesellschaftlich organisieren und dadurch massiv Zeit einsparen (und
so auch die Qualität verbessern).  Doch um Kosten zu sparen, wird diese
Arbeit  in  das  Privatleben  von  Individuen  gedrängt.  Frauen  tragen  dabei
oftmals  die  Hauptlast  der  reproduktiven  Arbeit  aufgrund  der
geschlechtlichen  Arbeitsteilung,  die  vorherrscht.  Der  Stereotyp  der
bürgerlichen  Familie  macht  das  besonders  deutlich:  

Hier hat „alles seine Ordnung” und die Rollen sind klar verteilt: Der Mann
ernährt als Hauptverdiener die Familie, während die Frau bestenfalls noch
etwas dazuverdienen darf, sich aber hauptsächlich um den Haushalt und die
Kindererziehung  kümmert.  Wer  sich  jetzt  denkt,  dass  die  1960er  Jahre
angerufen haben und ihre verstaubte Lebensrealität zurückhaben wollen, hat



recht. Jedoch wird diese Aufteilung nach wie vor vielerorts reproduziert: Sei
es  in  Medien,  durch  Religionen,  konservative  Politiker:innen  oder  durch
Gesetze,  die  Hetero-Zweierbeziehungen  bevorzugen.  Kurzum:  Die
bürgerliche Familie nimmt im Kapitalismus einen ideologischen Stellenwert
ein, der geschützt wird. Dies geschieht nicht rein zufällig, sondern ist einfach
eine Ideologie und Praxis, die für den Kapitalismus besonders profitabel ist.
So werden durch das Idealbild der Familie die Erbschaftsverhältnisse der
Herrschenden  geregelt,  während  die  ganze  Reproduktionsarbeit  der
Arbeiter:innenklasse unentgeltlich im Privaten stattfindet. Menschen, die nun
nicht in dieses cis- und heteronormative Gesellschaftsbild hineinpassen, sind
der bürgerlichen Gesellschaft natürlich ein Dorn im Auge. Denn mit ihrer
bloßen Existenz stellen sie eine Gesellschaftsordnung in Frage, in der es
„natürlich„ scheint,  dass Männer arbeiten,  Frauen Hausarbeit  verrichten,
und es normal ist,  dass nur heterosexuelle Paare Kinder bekommen. Das
erklärt auch, warum insbesondere Rechte und andere Reaktionär:innen so
vehement  gegen  Queers  eintreten.   Gleichgeschlechtliche  Partner:innen
lieben, mehr als eine/n Partner:in haben oder eben das eigene Geschlecht
angleichen lassen – all das greift die geschlechtliche Arbeitsteilung an. Diese
ist  jedoch  notwendig,  um  die  Familie  und  somit  die  Auslagerung  der
Reproduktionsarbeit  ins  Private  aufrechtzuerhalten  und  somit  auch  der
Ursprung der Unterdrückung von LGBTIA+.

Kampf  für  Reduzierung  der  Arbeitszeit  für  die  gesamte
Arbeiter:innenklasse, damit die
Reproduktionsarbeit auf alle  verteilt werden kann und den Frauen
die  Teilnahme  am  politischen  und  gesellschaftlichen  Leben
erleichtert  wird!

Kampf  den  Geschlechterrollen:  Schluss  mit  geschlechtlicher
Arbeitsteilung:  Für  die  Vergesellschaftung  der  Haus-  und
Reproduktionsarbeit;  gleichmäßige  Aufteilung der  übrigbleibenden
privaten Tätigkeiten!



Was tun?
All  diese  Forderungen  zu  erkämpfen,  wäre  ein  wichtiger  Schritt  in  der
Verbesserung der Situation von trans Personen. Unser Ziel muss jedoch sein,
der Unterdrückung die materielle Grundlage zu entziehen. Deswegen ist für
uns  der  Kampf  für  die  Befreiung  von  LGBTIA+  verbunden  mit  der
Notwendigkeit,  die  Reproduktionsarbeit  zu  vergesellschaften  und  die
kapitalistische  Gesellschaft  zu  zerschlagen!

In der Praxis setzen wir uns für einen gemeinsamen Kampf von Frauen-,
LGBTIA+- und Arbeiter:innenbewegung ein. Zum einen, weil Erstere genauso
Teil der Arbeiter:innenklasse sind und das Bild des „Arbeiters im Blaumann”
als diese vollständig repräsentierendes veraltet ist. Zum anderen nimmt die
Arbeiter:innenklasse  eine  Schlüsselposition  ein,  wenn  es  darum  geht,
Forderungen  durchzusetzen.  Durch  ihre  Stellung  im  Produktionsprozess
kann sie durch Streiks ökonomischen Druck aufbauen und so sichern, dass
Reformen durchgesetzt werden können. Sie ist auch zentral, wenn es darum
geht,  den Kapitalismus zu zerschlagen. Deswegen ist  es unsere Aufgabe,
revolutionäres Bewusstsein in die Klasse zu tragen und den gemeinsamen
Kampf zu führen, um gegen existierende Vorurteile sowie Diskriminierung zu
kämpfen und letzten Endes die Grundlage von LGBTIA+-Unterdrückung zu
beseitigen. Um das zu ermöglichen, glauben wir, dass es notwendig ist, dass
in  den  Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  –  ob  nun  Gewerkschaft,
revolutionärer  Organisation  oder  Partei  –  das  Recht  für  gesellschaftlich
Unterdrückte besteht, einen Caucus zu bilden, d. h. einen Ort, an dem sie
sich unter ihresgleichen treffen können, um sich über erlebte Unterdrückung
auszutauschen,  ob  nun  innerhalb  oder  außerhalb  der  Strukturen.  Dafür
benötigen wir auch ein revolutionäres Programm, welches alle Forderungen,
die  sich  auf  die  unterschiedlichen  Ausgebeuteten  und  Unterdrückten
beziehen,  zu  einem  gemeinsamen  Kampf  verbindet.



Gefangen  im  Schatten  der
Unterdrückung:  Patriarchale
Gewalt an Dalit-Frauen in Indien
von Night Ophelia, REVOLUTION, FIGHT! März 2024

Die Situation von Frauen in Indien ist alles andere als homogen. Ihre Realität
wird  von  Faktoren  wie  gesellschaftlicher  Herkunft,  Klassen-  und
Kastenzugehörigkeit, Nationalität und Religion geprägt. Ein kritischer Blick
offenbart, dass insbesondere Dalit-Frauen, Angehörige der untersten Kaste,
einer besonders unsicheren Lage ausgesetzt sind.

Allgemeines zum Kastenwesen
Das  indische  Kastensystem  ist  ein  soziales  Hierarchiesystem,  das  die
Gesellschaft  in verschiedene Gruppen oder Kasten einteilt,  basierend auf
Beruf und sozialer Stellung. Der Begriffe Kaste selbst stammt ursprünglich
aus dem Portugiesischen und überlappt sich nur teilweise mit den indischen
Begriffen jati (Gattung, Wurzel) und varna (Farbe), was der Einteilung in vier
große Kasten  am nächsten  kommt:  Brahmanen (traditionell  intellektuelle
Elite,  Priester:innen),  Kshatriyas  (traditionell  Krieger:innen,  höhere
Beamt:innen),  Vaishyas  (traditionell  Händler:innen,  Kaufleute,
Grundbesitzer:innen,  Landwirt:innen)  und  Shudras  (traditionell
Handwerker:innen,  Pachtbauern/-bäuerinnen,  Tagelöhner:innen).

Darunter stehen die Dalits und Adivasi (Indigene). Dazu ist zu sagen, dass die
jeweiligen Kasten sich auch noch mal in Subkasten teilen können und das
Kastensystem bereits jahrtausende vor der Kolonialisierung zurückreicht. Die
Einteilung  der  Gesellschaft  in  Kasten  entspricht  historisch  einer
Produktionsweise,  die  selbst  auf  Gemeineigentum an  Produktionsmitteln,
einer relativ statischen Arbeitsteilung unter den Gemeindemitgliedern, die
Agrikultur  und  Manufaktur  verbindet,  sowie  einem  zentralisierten
Staatsapparat, der Beamte, Heer und allgemeine Infrastruktur zur Verfügung
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stellt, fußt.

Durch  die  Kolonisierung  seitens  der  Brit:innen  wird  das  Kastensystem
keineswegs  abgeschafft,  sondern  vielmehr  für  die  Reproduktion
kapitalistischer  Verhältnisse  umgewandelt,  in  gewisser  Weise  noch
prägender.  Während  der  Kastenwesen  in  der  vorkapitalistischen
Gesellschaft,  die  von  Marx  an  mehreren  Stellen  als  „asiatische
Produkt ionsweise“  charakter is iert  wurde,  Ausdruck  e ine
Gesellschaftsformation  war,  die  auf  dem Gemeineigentum an  Grund und
Boden basierte, so wurde das Kastensystem mit der Kolonisierung, mit der
ökonomischen  und  gewaltsamen  Zerstörung  der  traditionellen
Dorfgemeinschaften zu einem Mittel, die privilegierte Rolle der nun mit der
kolonialen Herrschaft verbundenen Eliten und das Privateigentum an Grund
und  Boden  (wie  an  allen  andere  wichtigen  Produktionsmitteln)  zu
legitimieren.

Vereinfacht  gesagt  sichert  das  Kastenwesen  die  Klassenverhältnisse,
erschwert  bis  verunmöglicht  sozialen  Aufstieg  und  verfestigt  somit  die
Spaltung  der  Gesellschaft  wie  auch  innerhalb  der  Klasse  der
Lohnabhängigen. Klasse und Kaste sind miteinander verwoben, jedoch nicht
als Synonym zu verwenden, da  die kapitalistische Produktionsweise selbst
Druck auf das Kastenwesen ausübt und es formt.

Dies  wird  beispielsweise  daran  deutlich,  dass  in  Indien  Diskriminierung
aufgrund  der  Kastenherkunft  zwar  formal  verboten  ist  (Artikel  15  der
indischen Verfassung oder bswp. Scheduled Castes and Scheduled Tribes
[Prevention  of  Atrocities]  Act).  In  Wirklichkeit  verhindert  aber  ungleiche
Kastenherkunft  oft  Heiraten  und  bestimmt  generell  Bildungschancen,
Gesundheitsversorgung  sowie  rechtlichen  Schutz.   Dies  wird  besonders
deutlich,  wenn  man  sich  die  Situation  von  Dalit-Frauen,  auch  als
„Unberührbare“ bekannt,  näher anschaut.  Sie stehen am untersten Ende
dieser Hierarchie und wurden historisch marginalisiert und diskriminiert.

Wer sind Dalit-Frauen?
Laut Zensus (Volkszählung) des indischen Staates von 2011 machen Dalits



16,6 % der indischen Bevölkerung aus, also rund 240 Millionen. Diese sind
vor allem in den Bundesstaaten Uttar Pradesh (21 %), Westbengalen (11 %),
Bihar (8 %) und Tamil Nadu (früher: Madras; 7 %) konzentriert und machen
dort  zusammen  fast  die  Hälfte  der  Dalit-Bevölkerung  des  Landes  aus.
Gleichzeitig leben sie auch häufig in ländlichen Regionen und sind deswegen
infrastrukturell schlechter angebunden.

Rund die Hälfte der Dalitbevölkerung sind Frauen und auch wenn sich die
Diskriminierung  auf  beide  Geschlechter  erstreckt,  sind  diese  doppelter
Benachteiligung  ausgesetzt.  Die  Verbindung  zwischen  dem Kastensystem
und Patriarchat zeigt sich durch die Kontrolle über die weibliche Sexualität.
Das Kastensystem wird durch die Einschränkung der sexuellen Autonomie
von Frauen aufrechterhalten. Dies führt zu einem Klima, in dem sexuelle
Gewalt  und  Vergewaltigung  als  Mittel  der  Unterdrückung  und
Machtausübung eingesetzt werden. Diese Gewaltakte dienen nicht nur der
physischen,  sondern  auch  der  symbolischen  Kontrolle,  um  die  soziale
Hierarchie aufrechtzuerhalten. Der Widerstand gegen diese Unterdrückung
nimmt zu, da Dalit-Frauen und ihre Gemeinschaften für Gerechtigkeit und
Gleichberechtigung kämpfen. Doch bevor wir dazu kommen, ein paar Fakten.

Ökonomische Lage
Das Kastenwesen im Kapitalismus hat eine gesellschaftliche Arbeitsteilung
manifestiert, die die unterste Kaste als landlos zurücklässt. So arbeitet der
Großteil im informellen Sektor und Dalits sowie Adivasi stellen landesweit
den größten Anteil an temporären Arbeitsmigrant:innen dar. Obwohl sie nur
25 % der Bevölkerung ausmachen, stellen sie offiziellen Schätzungen zufolge
mehr als 40 % der saisonalen Migrant:innen. Praktisch arbeiten sie in der
Landwirtschaft  sowie  im  Baugewerbe  und  werden  häufig  in  den
gefährlichsten,  anstrengendsten  und  umweltschädlichsten  Bereichen  der
Wirtschaft  eingesetzt.  Auch  Anstellung  in  Bereichen  wie  der
Abwasserreinigung sind nicht untypisch,  die vor allem für den Status der
„Unreinheit“ gesorgt haben, da diese von den oberen Kaste als entwürdigend
angesehen wurden. Insbesondere diese Arbeit, die zwar gesetzlich verboten
wurde, wird heute mehrheitlich von Frauen verrichtet und sorgt dafür, dass



sie weniger verdienen als Männer.

Durch  die  strukturelle  Einstellung  in  schlechter  bezahlte,  prekäre  Jobs
kommt  es  zu  größeren  Einkommensunterschieden  zwischen  den  Kasten.
Zwar hat sich das in den vergangenen Jahren geringfügig verbessert – an der
generellen Ungleichheit ändert das jedoch wenig. Für Frauen kommt noch
der  Gender  Pay Gap hinzu,  der  dafür  sorgt,  dass  sie  im gleichen Beruf
weniger verdienen.

Ebenso  problematisch  ist  Schuldknechtschaft,  die  nicht  anderes  ist  als
Zwangsarbeit  oder  moderne   Sklaverei.  So  können  jüngere  Mädchen
beispielsweise –  um Kosten für  die Mitgift  zu bezahlen –  in  Spinnereien
angeworben werden. Die Eltern warten oft mehrere Jahre, bevor sie das Geld
erhalten, das in der Regel niedriger ist als ursprünglich vereinbart. Aber
auch die Vererbung von Schulden über Generationen  ist möglich.

Grundsätzlich dient das Kastenwesen dazu, einen segregierten Arbeitsmarkt
zu  verfestigen  und  reproduzieren,  auf  dem die  Dalits  einen  Kern  einer
permanent  überausgebeuteten  Arbeiter:innenschaft  darstellen,  die
strukturell  gezwungen  ist,  in  ihrer  großen  Mehrheit  unter  den
Reproduktionskosten der Ware Arbeitskraft zu leben. Allein schon deshalb
bildet das Kastensystem keineswegs einen „Überrest“ der Vergangenheit,
sondern vielmehr einen integralen Bestandteil des indischen Kapitalismus.

Bildung
Eine  Ana lyse  der  ILO  auf  Bas i s  der  Daten  der  Nat iona len
Stichprobenerhebung

(NSS) deutet darauf hin, dass der Bildungsstand unter Dalits zugenommen
hat, jedoch nicht in demselben Tempo wie bei den oberen Kasten. Während
in den zwei Jahrzehnten nach 1983 Dalit-Männer eine Verbesserung von 39
Prozentpunkten  (56  Prozentpunkte  bei  anderer  Kastenzugehörigkeit)  des
Bildungsniveaus nach der Grundschule erreichten, sind es bei Dalit-Frauen
nur 21 (38 Prozentpunkte bei Angehörigen der oberen Kaste). Ebenso ist die
Abbruchquote innerhalb des Grundschulzeitraums hoch. Laut einer Analyse



des IndiaGoverns Research Institute machten Dalits im Zeitraum 2012 – 2014
fast die Hälfte der Grundschulabbrecher:innen in Karnataka (früher: Mysore)
aus. Das liegt jedoch nicht nur an der Diskriminierung, die während des
Schulal l tags  passiert .  Eine  2014  von  ActionAid  f inanzierte
Stichprobenerhebung ergab, dass von den staatlichen Schulen in Madhya
Pradesh 88 Prozent  Dalit-Kinder  diskriminieren:  So war  es  in  79  %  der
untersuchten Schulen Dalit-Kindern verboten, das Mittagessen anzurühren,
und in 35 % befohlen, beim Mittagessen getrennt sitzen.

Der  Hauptgrund  dafür  ist,  dass  die  Einkommen  der  Familien  nicht
ausreichen, um diese zu ernähren und Kinder somit gezwungen werden, zu
arbeiten, was wiederum schlechtere Anstellungsverhältnisse begünstigt.

Gewalt
Während Gewalt gegenüber Frauen ein Klassen (und Kasten) übergreifendes
Problem und  kastenbasierte  Gewalt  ebenfalls  Alltag  sind,  wird  hier  das
Ausmaß  der  gesellschaftlichen  Stellung  von  Dalit  Frauen  sichtbar.  Eine
dreijährige Studie über die Erfahrungen von 500 Dalit-Frauen mit Gewalt in
vier indischen Bundesstaaten zeigt, dass die Mehrheit mindestens eine der
folgenden Erfahrungen gemeldet hat:

– verbale Gewalt (62,4 %),

– körperliche Übergriffe (54,8 %),

– sexuelle Belästigung und Übergriffe (46,8 %),

– häusliche Gewalt (43,0 %),

– Vergewaltigung (23,2 %).

Ebenso werden nach Angaben des National Crime Records Bureau jeden Tag
mehr  als  vier  Dalit-Frauen  vergewaltigt.  Die  Dunkelziffer  ist  jedoch  viel
höher, da viele solcher Verbrechen nicht gemeldet werden aufgrund Angst
vor  Gewalt  und  Einschüchterung  sowie  Tatenlosigkeit  der  Polizei  und
Gerichte.  Die  mangelnde  Erfassung  solcher  Daten  ist  dabei  ein  großes



Problem. Zwar gibt es lokale Statistiken, die aufzeigen, dass Sexualstraftaten
mehr geahndet und verurteilt werden, wenn die Betroffenen höheren Kasten
angehören,  das  Ausmaß  lässt  sich  aber  nur  vermuten.  Gleiches  gilt  für
Zwangsheiraten sowie verbindliche Aussagen, wie viele Frauen als Devadasis
(Prostituierte; ursprünglich bezeichnete der Begriff  Tempeltänzerinnen; d.
Red.) arbeiten müssen. Ein Bericht von Sampark (niederländische Stiftung
für Bildungsfragen; d. Red.) aus dem Jahr 2015 an die ILO stellt fest, dass
85 % der befragten Devadasis aus Dalit-Gemeinschaften stammen. Wie viele
es  jedoch  an  sich  gibt,  ist  unklar  aufgrund  der  Weigerung  mancher
Bundesstaaten, zuverlässige Daten zu erfassen.

Widerstand
Der Widerstand gegen das Kastensystem an sich existiert schon lange. So
engagierten  sich  in  den  1920er  Jahren  beispielsweise  Dalit-Frauen  in
Bewegungen gegen Kasten und Unberührbarkeit, in den 1930er Jahren in
der Non-Brahman-Bewegung und haben dafür gekämpft, dass die eigenen
Forderungen auch in der Frauenbewegung Indiens aufgenommen werden,
was seit den 1970er Jahren auch Wirkung zeigt. Während der Widerstand
gegen die gesellschaftliche Unterdrückung von Dalits in Indien zunehmend
an Bedeutung gewinnt, steigt jedoch auch die Gewalt gegen diese, vor allem
durch Unterstützer:innen der BJP und faschistische Kräfte. Nach besonders
schockierenden  Vorfällen  von  Gewalt,  Femiziden  oder  Sexualstraftaten
finden dabei regelmäßig Protestbewegungen statt wie im Fall von Manisha.
Sie  wurde am 14.  September  2020 von vier  Männern vergewaltigt,  ihre
Zunge durchgeschnitten  und Wirbelsäule  gebrochen,  sodass  sie  nach  15
Tagen ihren Verletzungen erlag.  Solche Taten sind keine Einzelfälle  und
führen regelmäßig zu Mobilisierungen und Aufschrei, gegen die anhaltende
Gewalt und Unterdrückung vorzugehen. Auch am 4. Dezember 2023 gab es
in Jantar Mantar einen größeren Protest, bei dem verschiedene Organisation
für die Rechte von Dalits auf die Straße gingen. Ihre Forderungen waren
mitunter:  Schutz  der  bestehenden  Wohlfahrtsprogramme  für  Dalits,
Anerkennung  von  Dalit-Siedlungen,  indem  Eigentumsrechte  eingeräumt
werden. Landlose sollten für Wohngrundstücke identifiziert und der Besitz
sollte  für  ihre  Erben  gesichert  werden.  Ferner  wurde  die  sofortige



Umsetzung des Gesetzes zur Abschaffung der Schuldknechtschaft (Bonded
Labor Abolition System Act, 1976). 

Was tun?
Die Realität zeigt: Formale Gleichheit auf dem Papier ist zwar ein wichtiger
Schritt, reicht aber lange nicht aus, um diese auch in der Praxis umzusetzen.
Dabei muss auch klar sein, dass der Kampf gegen den Chauvinismus, den das
Kastensystem  mit  sich  bringt,  notwendig  ist.  Schulungen  und
Aufklärungskampagnen  alleine  werden  jedoch  nichts  verändern.

Aufgabe  muss  sein,  das  Kastenwesen  zu  zerschlagen  und  mit  ihm  die
kapitalistische Gesellschaftsordnung, die es aufrechterhält. Große Worte, die
in  der  Praxis  bedeuten,  für  ein  Sozialversicherungssystem,  kollektive
Organisation  der  Reproduktionsarbeit  sowie  ein  Mindesteinkommen,
gekoppelt an die Inflation, für alle zu kämpfen. Verbunden werden müssen
diese  Forderungen  mit  dem  Kampf  um  ein  Programm  gesellschaftlich
nützlicher öffentlicher Arbeiten unter Arbeiter:innenkontrolle, finanziert aus
den  Profiten  der  Unternehmen,  um für  alle  freie,  kostenlos  zugängliche
Bildungs-, Gesundheits- und Altenvorsorge zu gewährleisten.

Denn nur wenn die grundlegende Lebensabsicherung für alle gegeben ist,
kann  die  Ungleichheit  anfangen  zu  verschwinden.  Dies  umzusetzen,  ist
jedoch einfacher  geschrieben als  getan.  Zum einen kann das  Vertrauen,
wenn es darum geht, solche Maßnahmen umzusetzen, nicht bei Regierung
und Staat  liegen.  Vielmehr  braucht  es  Komitees  von  Arbeiter:innen  und
Unterdrückten,  die  die  Umsetzung  kontrollieren.  Dabei  muss  durch  eine
Quotierung sichergestellt werden, dass auch aus den untersten Schichten
Repräsentant:innen sicher vertreten sind.

Zum anderen sorgt  Indiens Stellung auf  dem Weltmarkt  für  die  massive
Überausbeutung  großer  Teile  der  Bevölkerung.  Um  die  Kosten  der
Ausweitung  der  Sozialversicherung  und  die  Abschaffung  des  informellen
Sektors zu tragen, muss man mit der Politik, die die Überausbeutung schützt,
brechen. Das heißt: Schluss mit der Politik für die Interessen von Weltbank,
Währungsfonds, USA, Japan und EU! Schuss aber auch mit einer Politik, die



die indischen Großkapitale und Monopole fördert!  Ansonsten wird es nie
möglich sein, fundamentale Verbesserung für die Mehrheit der Bevölkerung
einzuführen.

Kurzum:  Der  Kampf  für  konkrete  Reformen  muss  mit  dem  gegen
Kapitalismus  und  Imperialismus  verbunden  werden.  Um  die  Umsetzung
sicherzustellen, braucht es Selbstverteidigungskomitees von Arbeiter:innen
und Unterdrückten, die sich gegen die Angriffe von jenen wehren, die das
System der Unterdrückung aufrechterhalten wollen.

Der Kampf für die Verbesserung der Situation von Dalit-Frauen ist darin
unmittelbar eingebunden. Er bedeutet, für jene Forderungen zu mobilisieren,
aktiv zu kämpfen und den Protest zu nutzen, um seitens der Gewerkschaften
für organisierte Kampagnen in Stadtvierteln und Dörfern einzutreten, die
über  den  Chauvinismus,  der  mit  dem  Kastensystem  einhergeht,  sowie
Sexismus aufklären.

Für regelmäßige statistische Erhebungen über die Auswirkungen des
Kastenwesens,  Geschlecht,  sowie  Religion  auf  Beschäftigung  und
Lebensqualität – kontrolliert durch Gewerkschaften und Ausschüsse
der Dalit!
Weg mit dem informellen Sektor! Für die flächendeckende Schaffung
von sozialversicherungspflichtigen Berufen!
Gleicher Lohn für gleiche Arbeit:  Weg mit  dem Gender Pay Gap,
Einführung  eines  Mindestlohns  sowie  Mindesteinkommen,  das
automatisch  an  die  Preissteigerung  angepasst  wird!
Schluss mit Chauvinismus: Zerschlagung des Kastensystems, Kampf
dem Hinduchauvisismus und Sexismus, für Aufklärungskampagnen
seitens der Gewerkschaften in den Wohnvierteln und Dörfern!
Kampf gegen die Reproduktion des Kastensystems in der Linken und
den Gewerkschaften,  Recht  auf  gesonderte Treffen von Dalit  und
Frauen!
Kein  Vertrauen  in  die  Polizei:  Für  demokratisch  gewählte  sowie
organisierte   Selbstverteidigungskomitees  sowie  Meldestellen  für
Diskriminierung von Organisationen der Arbeiter:innenbewegung!



Nein  zur  Doppelbelastung:  Für  die  Vergesellschaftung  der
Reproduktionsarbeit unter Arbeiter:innenkontrolle!

Ein  solches  Programm,  das  wir  hier  nur  knapp  skizzieren  können,  ist
unvereinbar nicht  nur mit  der Herrschaft  der hinduchauvinistischen BJP,
sondern mit dem indischen Kapitalismus selbst. Es muss daher im Rahmen
eines  Programms  der  permanenten  Revolution  mit  dem  Kampf  um  die
Enteignung  des  indischen  und  imperialistischen  Großkapitals  und  die
Errichtung einer  demokratischen Planwirtschaft  verbunden werden.  Dazu
braucht es den revolutionären Sturz der bürgerlichen Herrschaft in Indien
und die Errichtung einer Arbeiter:innen- und Bauern-/Bäuerinnenregierung,
die sich auf Räte stützt.

Toxische  Beziehung?  Nein,
psychische Gewalt!
Von Leonie Schmidt, November 2023

Heute ist der 25.11., der Tag gegen patriarchale Gewalt. Und während auch
heute  wieder  viel  über  körperliche  Gewalttaten  bis  hin  zu  Femiziden
gesprochen wird, bleibt psychische Gewalt eher im Dunkeln zurück. Und das
obwohl  den  Schlägen,  Tritten  und  Messerstichen  oftmals  Verbote,
Verhöhungen und Drohungen zuvorkommen (BMFSJ 2014: 91f). Auch wird
psychische Gewalt oft unter das Deckmäntelchen der „toxischen Beziehung“
gesteckt. Das passiert auch in linken Kreisen, wenn feministische Gruppen
Dinge  verlauten  lassen  wie:  „Uns  liegt  kein  Tätervorwurf  vor,  nur  der
Vorwurf einer toxischen Beziehung.“ Warum ist das aber so gefährlich? Im
folgenden  Beitrag  wollen  wir  herausarbeiten,  warum  der  Begriff  der
toxischen  Beziehung  die  Machtverhältnisse  verschleiert  und  Täter  davor
schützt, zur Verantwortung gezogen zu werden.

https://onesolutionrevolution.de/toxische-beziehung-nein-psychische-gewalt/
https://onesolutionrevolution.de/toxische-beziehung-nein-psychische-gewalt/


Laut  einer  Studie  des  BMFSJ ist  in  Deutschland ca.  jede 5.  Frau Opfer
psychischer Gewalt in einer bestehenden Paarbeziehung (2014: 207). Eine
andere Studie führte zu dem Ergebnis, dass 42 % der befragten Frauen im
Erwachsenenalter  bereits  unter  psychischer  Gewalt  litten  (Schröttle  &
Müller  2004:  7).  Hierbei  ist  natürlich anzumerken,  dass  die  Dunkelziffer
höher sein dürfte, denn viele Betroffene erkennen oftmals nicht die Gewalt,
die ihnen angetan wird, oder trauen sich nicht, diese auszusprechen. 87,5 %
der  Frauen,  die  „lediglich“  psychischer  Gewalt  in  Form von  Drohungen
ausgesetzt  waren,  ohne  darauffolgend  auch  noch  körperliche  Gewalt  zu
erleben,  gaben  an,  dass  sie  das  als  belastend  empfinden  und  unter
erheblichen  psychischen  Beschwerden  leiden  würden  (BMFSJ  2014:  24).
Psychische Gewalt ist also alles andere als harmlos. Was aber genau wird
unter psychische Gewalt gezählt? Bei der erwähnten Studie wurde das unter
den folgenden Begriffen zusammengefasst: Extreme Eifersucht, Kontrolle &
Dominanz,  verbale  Aggressionen  &  Drohungen,  Demütigungen,  sexuelle
Übergriffigkeiten  und  ökonomische  Kontrolle.  Das  kann  zum  Beispiel
bedeuten,  dass  der  Täter  der  Betroffenen den  Kontakt  zu  Freund_Innen
verbietet, finanzielle Ausgaben überwacht oder einschränkt, verbietet, was
die  Betroffenen  anziehen  dürfen,  Drohungen  ausspricht,  die  Betroffenen
beleidigt, als dumm bezeichnet, vor anderen runtermacht, ihre Anwesenheit
komplett ignoriert und nicht auf sie reagiert oder auch explizit einfordert,
dass  die  Betroffene  ihrer  Geschlechterrolle  als  Hausfrau  oder  Mutter
nachkommen solle. Es gibt natürlich noch viele weitere Beispiele, mit denen
man unzählige Seiten füllen könnte. Wichtig ist aber noch, dass das Ganze
natürlich im Ausmaß variieren kann und es nicht alles Genannte auf einmal
auftreten muss und die verschiedenen Formen auch abwechselnd auftreten
können.

Toxische Beziehung? Was soll das überhaupt
sein?
Seit  das  Modewort  „toxisch“  einen  Einzug  in  unseren  Sprachgebrauch
gefunden hat, hören wir es ständig, so auch, wenn beschrieben werden soll,
dass eine Beziehung vor allem verbale Gewalt beinhaltet. Aber die „toxische
Beziehung“ ist überhaupt kein Fachbegriff, und so ist es schwierig, näher zu



definieren,  was  das  alles  konkret  beinhalten  soll.  Jedoch  wird  das  Wort
„toxische  Beziehung“  oftmals  gleichbedeutend  mit  psychischer  Gewalt
verwendet.  Allerdings  wird  es  noch  mit  einer  zusätzlichen  Bedeutung
versehen, und zwar: Es gibt nicht einen Haupttäter, sondern beide Parteien
sind irgendwie einfach „toxisch“ füreinander und das Zusammenspiel aus
ihrem Verhalten führt zu diesem explosiven, giftigen Gebräu. Wir wollen an
dieser Stelle nicht leugnen, dass es diese Konstellationen auch gibt. Jedoch
dürfte die Mehrheit der Fälle einen zumeist männlichen Haupttäter haben
und  der  Begriff  der  „toxischen  Beziehung“  macht  aus  einem
gesamtgesellschaftlichen  strukturellen  Problem  ein  individuelles.  Studien
kommen  zwar  immer  wieder  zu  unterschiedlichen  Ergebnissen,  ob  die
Haupttäter_Innen psychischer Gewalt nun Männer oder Frauen sind, aber
Verzerrungen basieren oftmals ebenso auf Geschlechterrollen, insofern, dass
Frauen in ihrer Sozialisierung eher lernen, Fehler einzugestehen, oder eher
etwas als psychische Gewalt kategorisieren, als Männer das tun. So spricht
das  BMFSJ  in  einer  Pressemitteilung  von  2023  davon,  dass  80,1%  der
Betroffenen von Partnerschaftsgewalt im Jahr 2022 weiblich sind, während
78,3 % der verdächtigten Täter männlich sind. Offensichtlich kann es auch an
dieser Stelle zu Verzerrungen kommen, denn diese Zahlen basieren auf den
kriminalstatistischen Auswertungen des Bundeskriminalamts, und viele Fälle,
insbesondere psychischer Gewalt, werden natürlich nicht gemeldet, teilweise
auch, weil sie nach deutschem Recht keine Straftat darstellen.

Weswegen  entsteht  (psychische)  Gewalt  in
Partnerschaftsbeziehungen?
Um uns der Antwort zu nähern, warum wir von mehrheitlich männlichen
Tätern ausgehen, gilt es, sich anzuschauen, weswegen (psychische) Gewalt
überhaupt entsteht. Beziehungsgewalt basiert nämlich auf einem ungleichen
Machtverhältnis, denn all die vorher beschrieben Formen der psychischen
Gewalt  zielen  darauf  ab,  dass  sich  die  betroffene  Person  (weiterhin)
unterordnet. Macht in zwischenmenschlichen Beziehungen ist aber nichts,
was einfach in einem Vakuum entsteht, genauso wie der Anspruch, Macht
ausüben  zu  dürfen.  Denn  häusliche  Gewalt  findet  im  Rahmen  der
bürgerlichen Familie oder einer ihr ähnlichen Beziehung statt, welche als



Institution elementar für das Fortbestehen des Kapitalismus ist.

Während die bürgerliche Familie in der herrschenden Klasse eine andere
Funktion hat, auf die hier nicht näher eingegangen werden soll, übernimmt
sie in der Arbeiter_Innenklasse wesentliche Aufgaben zur Reproduktion der
Klasse selbst und somit letztendlich auch des Kapitalismus. Denn hier findet
die Reproduktion der Ware Arbeitskraft statt, was alle Tätigkeiten meint, die
notwendig  sind,  damit  die  Arbeitenden  am  nächsten  Tag  wieder  am
Arbeitsplatz erscheinen und ihrer Arbeit nachgehen können. Darunter zählt
also Kochen, Putzen, Wäsche waschen, aber auch emotionale Sorgearbeit.
Auch die Erziehung von Kindern fällt mit unter diese Kategorie, damit sich so
die Arbeiter_Innenklasse als Ganzes neu reproduzieren kann.

Um  eine  für  das  Kapital  so  günstig  wie  mögliche  Reproduktion
durchzusetzen, wird diese ins Private gedrängt.  Die Arbeiten werden vor
allem von Frauen unentlohnt verrichtet. Dies bildet die Basis für reaktionäre
Rollenbilder,  so  dass  diese  ihrerseits  stetig  zur  Reproduktion  der
geschlechtlichen  Arbeitsteilung  beitragen.  Das  beginnt  schon  im
Kleinkindalter durch Sozialisierung und erstreckt sich über das ganze Leben.

Die Familie existierte aber nicht schon immer, sondern entwickelte sich über
die  Klassengesellschaften  zur  heutigen  Form  hin,  und  die  konkrete
Ausprägung  heutzutage  ist  von  der  jeweiligen  Gesellschaftsverfassung
abhängig.  Im  Allgemeinen  gilt  der  Mann  als  Ernährer  der  Familie,
wohingegen die Frau als Hausfrau tätig wird. Das ist natürlich ein Ideal, was
besonders für die Arbeiter_Innenklasse schwer zu erreichen ist, jedoch zu
Zeiten des wirtschaftlichen Aufschwungs zumindest für die bessergestellten
Schichten der Lohnabhängigen ansatzweise etabliert werden kann. Zugleich
wird sowohl mit der Expansion des Kapitalismus wie auch in der Krise die
ökonomische Basis der lohnabhängigen Familie massiv unterhöhlt.

Die Krise der Familie bildet die strukturelle Grundlage der Gewalt gegen
Frauen  in  der  Arbeiter_Innenklasse  innerhalb  von  Familien  oder
partnerschaftlichen Beziehungen,  welche der Familie ähneln.  Denn durch
diese hat der Mann das Problem, dass er der Rollenerwartung als Ernährer
der Familie nicht mehr nachkommen kann, während die Frauen einerseits in



die Lohnarbeit gezwungen werden und andererseits aufgrund der schlechten
Arbeitsbedingungen im Niedriglohnsektor, in welchem sie oft tätig sind, nicht
die Möglichkeit  haben,  dem Täter zu entfliehen.  Dieses widersprüchliche
Verhältnis  zwischen  Idealbild,  Geschlechterrolle  und  Notwendigkeit  der
Integration  in  den  Arbeitsmarkt  ist  nicht  im  Rahmen  des  Kapitalismus
aufzulösen  und  sorgt  letzten  Endes  in  seiner  Unabdingbarkeit  und
Perspektivlosigkeit  auch  dafür,  dass  die  extremste  Form der  häuslichen
Gewalt, der Femizid, zu Tage tritt.

Hinzukommt, dass aggressives Verhalten in der männlichen Sozialisation und
im  männlichen  Rollenbild  nicht  geahndet,  sondern  eher  bestärkt  wird.
Kontrolle und Eifersucht werden gar als romantisch angesehen, Vorschreiben
der Kleidung als Sorge um die Sicherheit,  eine nichtarbeitende Hausfrau
haben zu wollen als „provider mindset“, usw.

Betroffene wehren sich – und werden selbst zu
Täter_Innen?!
Manche  Betroffene,  welche  nicht  aus  der  gewaltvollen  Situation  fliehen
können und Tag ein Tag aus missbräuchlichem Verhalten ausgesetzt sind,
haben irgendwann genug und beginnen sich zu wehren, denn es gibt immer
eine Grenze hinsichtlich dessen, was eine Person ertragen kann. Das wird
auch als reactive abuse bezeichnet. Die Bezeichnung ist aber eigentlich eher
ungenau,  da  es  sich  in  diesem  Moment  viel  mehr  um  eine  Art
Selbstverteidigung handelt, da die Betroffenen durch die andauernde Gewalt
in einen „Fliehen oder Kämpfen“-Modus gebracht werden. Diese Reaktion auf
konstante Gewaltausübung wird vom Täter  aber genutzt,  um eine Täter-
Opfer-Umkehr  durchzuführen  oder  auch  um  den  Begriff  der  toxischen
Beziehung zu verwenden. Denn immerhin hat die betroffene Person sich ja
jetzt  auch  mal  falsch  verhalten.  Hier  zeigt  sich  auch  wieder,  was  wir
gesamtgesellschaftlich  als  Bild  von  dem  „perfekten  Opfer“  haben.  Das
„perfekte Opfer“ soll stillsitzen, ertragen, schüchtern und am Boden zerstört
sein, damit die Gesellschaft ihr wirklich Glauben schenken kann. Wenn sie
dann aber nach monate- oder jahrelanger psychischer Gewalt anfängt, nicht
alles hinzunehmen, hat sie jegliche Chance darauf vertan, dass zumindest



anerkannt wird, dass es sich wirklich um ein missbräuchliches Verhältnis
handelt.  Hier wird eben auch der Begriff der „toxischen Beziehung“ zum
Mittel für den Täter, um sich aus der Verantwortung zu ziehen. Denn der
Begriff  kann schließlich  beschreiben,  dass  es  sich  nicht  um Missbrauch,
sondern um ein gegenseitiges falsches Verhalten handelt.

Es heißt psychische Gewalt!
Als  Marxist_Innen  dürften  wir  die  Augen  nicht  davor  verschließen,  dass
Beziehungsgewalt,  auch wenn sie so vermeintlich unsichtbar daherkommt
wie psychische Gewalt, ein patriarchal geprägtes Phänomen ist. Da es sich
um  kein  individuelles  Problem  handelt,  sollten  Begriffe  wie  „toxische
Beziehung“, die diesen Missbrauch verharmlosen und Täter-Opfer-Umkehr
begünstigen,  zwingend  hinterfragt  und  geprüft  werden.  Um
Beziehungsgewalt also zu beenden, müssen wir den Kapitalismus mitsamt
seinen patriarchalen Strukturen überwinden. Aber es gilt selbstverständlich,
im Hier  und  Jetzt  anzusetzen,  weswegen  wir  den  massiven  Ausbau  von
Beratungsstellen und Unterkünften für Betroffene von partnerschaftlicher
und/oder häuslicher Gewalt fordern. Diese sollen bezahlt werden durch die
Gewinne  der  Kapitalist_Innen  und  der  Enteignung  ihrer  Betriebe.  Des
Weiteren  setzen  wir  uns  ebenso  für  massive  Investitionen  in  den
Gesundheitssektor  ein,  damit  es  genügend  Therapiemöglichkeiten  gibt.
Natürlich  braucht  es  auch  massive  Aufklärungskampagnen  in  den
Gewerkschaften und Organisationen der Arbeiter_Innenklasse und Jugend.
Ebenso  relevant  ist  die  Vergesellschaftung  der  Hausarbeit,  um  einen
Grundstein  zu  legen,  das  gesellschaftliche  Zusammenleben  zu
transformieren.  Einerseits  würde  das  die  Isolation  aufheben,  in  der
partnerschaftliche  und  häusliche  Gewalt  oftmals  erst  möglich  wird,  und
andererseits  wäre  es  ein  wichtiger  Schritt,  dem  Ideal  der  bürgerlichen
Familie und somit den Geschlechterrollen an den Kragen zu gehen.
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Für das Jahr 2022 meldete die UN so viele Femizide wie seit 20 Jahren nicht,
und  das  obwohl  die  Tötungsdelikte  im  Allgemeinen  international
zurückgingen.  50.000  oder  mehr  Femizide  registrieren  internationale
Organisationen und Forschungsinstitute jährlich – und dies umfasst nur jene
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Morde, die in Partnerschaften oder durch Verwandte verübt wurden, und
auch nur jene Länder, die gesonderte Statistiken überhaupt erstellen. Doch
schon diesen Zahlen zufolge werden weltweit täglich mehr als 135 Frauen
getötet. In Deutschland fällt jeden dritten Tag eine Frau oder ein Mädchen
diesem Verbrechen zum Opfer.

Wir sprechen von Feminiziden, wenn es sich um geschlechtsbezogene Morde
handelt, welche mit der Durchsetzung privatkapitalistischer, neokolonialer
oder staatlicher Interessen verbunden sind und von Femiziden, wenn diese
innerhalbe  einer  partnerschaftlichen,  intimen  oder  verwandtschaftlichen
Beziehung auftreten. Dabei ist der Täter in der Regel männlich, steht zum
Opfer in einer persönlichen Beziehung. Er will seine Tat nicht öffentlich zur
Schau stellen, sondern hofft vielmehr, der Strafverfolgung zu entkommen.
Phänomene wie Ehrenmorde, die in der Regel dieser Form von Femiziden
zugerechnet werden, stellen in gewisser Hinsicht ein Übergangsphänomen
dar, als die Täter keineswegs Partner des Opfers sein müssen und ein, wenn
auch tradierter Zweck verfolgt wird, nämlich die „Ehre“ der Familie auch
öffentlich  wiederherzustellen.  Darüber  hinaus  verfolgt  das  aber  keinen
ökonomischen  oder  herrschaftlichen  Anspruch.

Mord als Botschaft
Zu Feminiziden,  die mit  direkt  ökonomischen Interessen verbunden sind,
gehören beispielsweise Gewalt  und Ermordung von Frauen im Zuge von
Frauenhandel  und  Zwangsprostitution.  Frauen  oder  trans  Personen  wird
Gewalt bis zum Feminizid angetan, um ein Zeichen zu setzen: Wer sich gegen
Verschleppung  und  Versklavung  wehrt,  muss  damit  rechnen,  getötet  zu
werden. Der Mord ist also eine Botschaft an weitere potentielle Opfer, die für
einen  ökonomischen  Zweck  gefügig  gemacht  werden  sollen  –  die
Bereicherung  des  Zuhälters,  anderer  Krimineller  und  illegaler
Geschäftemacher_Innen, die daraus Profit schlagen und die Prostitution und
den  Frauenhandel  kontrollieren.  Es  gehört  damit  zum  Zweck  dieser
Feminizide, dass die Täter als zuordenbare Gruppe anderen bekannt sind.
Die Einschüchterung anderer funktioniert schließlich nur, wenn potentielle
Opfer wissen, wer über sie Macht ausübt und durchsetzen kann.



Diese  betrifft  auch  weitere  Kapitaloperationen.  So  dienen  Feminizide
beispielsweise  auch  als  Mittel  zur  Aneignung  von  Land  indigener  oder
agrarischer  Gemeinden  durch  das  Agrobusiness  oder  extraktive
Unternehmen in Lateinamerika oder Afrika. Vergewaltigungen oder Mord an
Frauen sollen in  diesen Fällen der  Gemeinde,  den zu Vertreibenden vor
Augen  führen,  dass  jeder  Widerstand  mit  äußerst  brutaler  Gewalt
niedergeschlagen  wird.  Die  Täter  führen  so  den  Unterdrücken  ihre
Ohnmacht vor, knüpfen an einer patriarchalen Rollenverteilung an, indem sie
auch den männlichen Mitgliedern des Dorfes oder der indigenen Gemeinde
deutlich machen, dass sie nicht einmal in der Lage sind, „ihre“ Frauen zu
schützen. Diese Form des Feminizids weist eine lange, koloniale Geschichte
auf,  die  sich  heute  in  neokolonialer  und  imperialistischer  Ausbeutung
fortsetzt. Mögen die Täter auch gedungene Mörder sein, so agieren sie nicht
auf eigene Rechnung, sondern im Auftrag einer bestimmten Kapital-  und
Unternehmensgruppe, eines Grundbesitzers, eines multinationalen Konzerns
oder von deren Mittelsmännern.

Weniger direkt, aber nichtsdestotrotz auf die Durchsetzung einer sozialen
und ökonomischen Stellung bezogen sind Feminizide durch kriminelle Gangs,
beispielsweise  wenn es  um die  Kontrolle  eines  Stadtviertels  geht.  Diese
verfolgen damit einen wirtschaftlichen Zweck. Der öffentliche Mord dient der
Abschreckung.

Eine  weitere  Form  des  öffentlichen  Feminizids  stellt  die  Zunahme  von
Hexenmorden  in  einigen  Ländern  Afrikas  und  Indien  dar.  Um  sich  das
Eigentum einer zumeist älteren, verwitweten Frau anzueignen, wird diese
der Hexerei beschuldigt und mit dem Tod bestraft. Das Eigentum der Frau
(z. B. Grund und Boden) geht nach der Tat an jüngere Angehörige oder an
lokale  Unternehmer  über.  Auch  in  diesem  Fall  erfolgt  der  Feminizid
öffentlich, als Resultat einer (illegalen) Anklage, die von einem reaktionären
Mob getragen wird.

Bei all diesen Formen ist nicht nur eine enge Verbindung zu Geschäfts- und
Kapitalinteressen feststellbar, sondern oft auch zu staatlichen Institutionen
wie der Polizei – sei es, indem diese selbst in unterdrückten Gemeinden ihre
Stellung  durch  Mord  zu  unterstreichen  suchen  oder  Feminizide  an



Marginalisierten,  Sexarbeiter_Innen,  trans  Personen  oder  schwarzen  und
migrantischen Menschen nicht oder nur am Rande verfolgen.

Darüber  hinaus  finden  wir  indirekte  oder  direkte  Formen  staatlich
sanktionierter  Feminizide.  Dazu gehören entweder durch reaktionäre,  oft
religiöse Institutionen und Kräfte forcierte öffentliche Tötungen von Frauen –
z. B. Steinigung durch islamistische Mobs, aber auch Hexenverbrennungen,
die von evangelikalen Fundamentalisten oder Hinduchauvinisten ermutigt
werden. Andere Formen bilden Vergewaltigungen und Feminizide an national
oder  religiös  unterdrückten  Frauen.  In  bestimmten  Fällen  kann  die
Todesstrafe ein Feminizid sein, z. B. eine öffentliche Steinigung. In all diesen
Fällen  findet  die  Tat  offen  und  öffentlich  statt.  Die  Täter  bilden  eine
reaktionäre, aggressive und mörderische Masse oder eine jubelnde Menge
bei einer staatlich inszenierten Hinrichtung.

In  diesen  Fällen  bildet  der  Feminizid  ein  Element  zur  Sicherung  von
Herrschaft, sei es, um durch die Mobilisierung einer kleinbürgerlichen Masse
die  politischen und gesellschaftlichen Gegner_Innen einzuschüchtern  und
eine  erzreaktionäre  politisches  Kraft  an  die  Macht  zu  bringen  oder  ein
bestehendes Regime durch ritualisierten Mord zu festigen.  Die sicherlich
brutalste  und  extremste  Form  stellen  dabei  Vergewaltigung,  Folter  und
Frauenmord als gezielt eingesetzte Mittel im Krieg und Bürger_Innenkrieg
dar.

Die Verknüpfung mit Kapitalinteressen und staatlichen Institutionen erklärt
auch, warum zu diesen viel weniger verlässliche Zahlen vorliegen. Deren
Veröffentlichung ist  selbst  oft  erst  das Resultat  von Kämpfen und durch
Bewegungen  erzwungenen  öffentlichen  Untersuchungen.  Dass  diese
Frauenmorde überhaupt erst ins öffentliche Bewusstsein gelangen, als solche
„anerkannt“  werden  müssen,  verdeutlicht,  wie  hartnäckig  gerade  der
Feminizid  politisch  tabuisiert  wird.

Folgerungen und Programm
Der Kampf gegen Femizide, Feminizide und deren Ursachen stellt eindeutig
eine zentrale Aufgabe im Kampf gegen Frauenunterdrückung weltweit dar.



Zweifellos bildet dabei der Kampf um die Ächtung dieser Morde, was in
vielen Ländern schon mit dem um die öffentliche Anerkennung ihrer Existenz
beginnt,  einen  unerlässlichen  Ausgangspunkt.  Femizide  müssen  in  ihrer
gesamten Dimension oft überhaupt erst ins Bewusstsein der Öffentlichkeit
und das  heißt  vor  allem auch der  Arbeiter_Innenklasse  gerückt  werden.
Damit verbunden stellt auch der Kampf um die effektive Verfolgung dieser
Straftaten einen wichtigen Bezugspunkt dar.

Vom Standpunkt der Arbeiter_Innenklasse geht es dabei jedoch nicht um
möglichst  drakonische  Strafsysteme,  wohl  aber  darum,  dass  Täter  nicht
straflos davonkommen dürfen oder bei sexistischer und rassistischer Polizei
und Gerichten recht milde Behandlung finden. Daher treten wir dafür ein,
dass Untersuchungen von Femiziden unter Kontrolle von Frauenorganisation
durchgeführt, Richter_Innen von Frauen, also potentiellen Opfern, gewählt
werden  und  mindestens  die  Hälfte  aus  Frauen  besteht.  Zugleich  muss
sichergestellt werden, dass vor allem Frauen aus der Arbeiter_Innenklasse,
der  Bäuer_Innenschaft,  von  rassistisch  und  national  Unterdrückten  voll
repräsentiert sind.

Nicht weniger wichtig ist der Schutz möglicher Opfer und die Prävention.
Dazu gehören dringende Sofortmaßnahmen wie  der  massive  Ausbau von
möglichen Schutz- und Rückzugsräumen für Frauen, deren Kinder und für
geschlechtlich Unterdrückte, die vom Staat finanziert und unter Kontrolle
von Frauenorganisationen selbstverwaltet betrieben werden.

Diese Forderungen dienen letztlich den Frauen aller Klassen, vor allem aber
natürlich jenen aus der Arbeiter_Innenklasse und der Bäuer_Innenschaft.

Der Kampf gegen Femizide muss darüber hinaus aber auch mit dem zur
Sicherung der Reproduktion der Arbeiter_Innenklasse und Unterdrückter,
von  Indigenen  oder  Minderheiten  gemeinsam  mit  Ersteren  verbunden
werden. Die zunehmende Verarmung und Verelendung breiter Schichten, die
Ausbreitung von Arbeitsbedingungen und Löhnen, die die Existenz immer
weniger sichern, bedeuten, dass der Kampf gegen Femizide wie überhaupt
gegen jede Form der häuslichen Gewalt eng verbunden werden muss mit
dem gegen Armutslöhne, informelle und Kontraktarbeit, Tagelöhnerei und



die  Zerschlagung  sozialer  Sicherungssysteme.  Daher  fordern  wir
Mindestlöhne,  die  die  Existenz  sichern  und  an  die  Inflation  angepasst
werden; die Abschaffung aller informellen und prekären Beschäftigung und
ihre  Umwandlung  in  tariflich  gesicherte,  von  den  Gewerkschaften  und
Arbeiter_Innenkomitees kontrollierte; Arbeitslosen-, Krankengeld und Renten
in der Höhe des Mindestlohns; ein Programm öffentlicher, gesellschaftlich
nützlicher  Arbeiten,  das  den  massiven  Ausbau  von  Kitas,  Schulen,
öffentlichen Betreuungseinrichtungen, Krankenhäusern, der Altenpflege, von
Kantinen und anderen Einrichtungen zur Vergesellschaftung der Hausarbeit
inkludiert.

Diese Forderungen richten sich gegen das Kapital  als Klasse und stehen
grundsätzlich  im  Interesse  aller  Unterdrückten,  unabhängig  von  ihrem
Geschlecht. Dennoch wäre es mechanisch und naiv, dass die proletarischen
Männer in ihre Gesamtheit automatisch auf ihre Privilegien verzichten oder
sexistische Verhaltens- und Denkweisen, die eng mit ihrer Geschlechterrolle
verbunden sind, ablegen würden. Die proletarischen Frauen müssen daher
das Recht haben, innerhalb der Arbeiter_Innenbewegung eigene Treffen zu
organisieren, um den Kampf voranzutreiben und männlichen Chauvinismus
zu bekämpfen. Sie müssen eine proletarische Frauenbewegung aufbauen, um
so Rückständigkeit und Chauvinismus zu bekämpfen, aber auch die Führung
im  Kampf  um  die  Befreiung  der  Frauen  aller  unterdrückten  Schichten
einzunehmen.

Diese vier Punkte bezogen sich vor allem auf den Kampf gegen intime und
verwandtschaftliche Femizide und ihre gesellschaftlichen Ursachen. Wie wir
gerade aus den beiden letzten Kapiteln ersehen, sind sie eng mit dem Kampf
gegen  kapitalistische  Ausbeutung  verbunden.  Dies  trifft  ebenso  auf  den
Kampf gegen Feminizide im Herrschaft- und Kapitalinteresse zu.

Da  hier  die  Auftraggeber  der  Morde  oft  auch  ökonomische  Interessen
verfolgen, steht der Kampf auch hier im engen Zusammenhang mit der Frage
nach Kontrolle ökonomischer Ressourcen und des Eigentums.

Während die Täter beim Frauenmord in familiärem oder partnerschaftlichem
Kontext einzelne Individuen oder kleine Gruppen sind, repräsentieren sie bei



der  zweiten  Form  der  Feminizide  eine  gesellschaftliche  Kraft,  in  deren
Interesse sie agieren – z. B. eine bestimmte Sorte von Unternehmen, eine
reaktionäre  Bewegung.  Um  solchen  Kräften  entgegentreten  zu  können,
bedarf  es  einer  organisierten,  von  Massen  oder  Massenorganisationen
getragenen  Selbstverteidigung,  letztlich  des  Aufbaus  von  bewaffneten
Milizen  der  Arbeiter_Innen  und  Unterdrückten.

Die Verhinderung des Feminizids erfordert  den Aufbau von Organen der
Gegenmacht  –  und  wirft  somit  die  Machtfrage  selbst  auf.  Dies  betrifft
letztlich auch die Frage der Sicherung der Reproduktionsbedingungen der
Gesamtklasse  wie  der  Enteignung  von  Kapital  oder  großer,  illegaler
Geschäftemacher, die systematisch in Frauenmorde verwickelt sind. Um die
Verelendung der Klasse zu verhindern, können Reformen im Interesse der
Arbeiter_Innenklasse  nur  eine  vorübergehende  Besserung  schaffen.  Um
Banden der Großgrundbesitzer, rechtspopulistischer oder protofaschistischer
Kräfte  das  Handwerk  zu  legen,  müssen  wir  Mittel  des  Klassenkampfes
einsetzen,  die  notwendigerweise  die  Machtfrage aufwerfen.  Einmal  mehr
zeigt sich, dass der Kampf gegen Frauenunterdrückung in all ihren Formen
untrennbar mit dem gegen den Kapitalismus verbunden ist.

Einen Safe Space gibt es nicht!
Was  ist  eigentlich  das
Caucusrecht und wozu brauchen
wir es?
von Erik Likedeeler, September 2023

Wer  sich  unser  Programm  durchliest,  wird  schnell  auf  den  Begriff  des
Caucusrechts stoßen. Aber was ist das eigentlich?
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Bei einem Caucus handelt es sich um ein gesondertes Treffen von Menschen,
die  auf  eine  spezifische  Weise  unterdrückt  werden,  zum Beispiel  durch
Sexismus, Queerfeindlichkeit, Rassismus oder Behindertenfeindlichkeit.

In diesem Artikel wird erklärt, wie ein Caucustreffen ablaufen kann, warum
wir Unterdrückung auch innerhalb linker Organisationen bekämpfen müssen
und warum es „Safe Spaces“ im Kapitalismus nicht geben kann. Als Beispiel
wird in diesem Text der Kampf gegen Sexismus genutzt, das alles lässt sich
aber auch auf andere Unterdrückungsformen übertragen.

Was passiert bei einem Caucustreffen?
Ein  Caucustreffen  bietet  die  Möglichkeit,  sich  in  einem  geschützteren
Rahmen über  konkrete  Probleme,  Missstände und Vorfälle  von Sexismus
innerhalb der Organisation auszutauschen. Es werden Fragestellungen im
Zusammenhang  mit  Sexismus  diskutiert  und  gemeinsame  Ideen  und
Lösungen ausgearbeitet.  Der  inhaltliche Aufbau des Treffens kann selbst
bestimmt werden. Wichtig ist, dass alle Betroffenen vorher über das Treffen
informiert werden und die Möglichkeit bekommen, sich zu äußern.

Anschließend  können  organisatorische,  politische  oder  analytische
Empfehlungen  und  Forderungen  zurück  in  die  Organisation  getragen
werden.  Die  Maßnahmen  werden  der  Mitgliedschaft  oder  der  Leitung
vorgelegt,  um den Kampf  gegen Sexismus voranzutreiben.  Ein  Vetorecht
gegen  Beschlüsse  der  Leitung  oder  abgestimmte  Entscheidungen  der
Mitgliedschaft hat der Caucus jedoch nicht. Prinzipiell bleibt aber erst einmal
alles, was im Rahmen des Caucus besprochen wird, unter Verschluss. Den
Teilnehmenden ist es nicht erlaubt, mit Außenstehenden oder Genoss_Innen,
die nicht am Caucus teilnehmen dürfen, über dessen Inhalt zu sprechen. Am
Ende einigen sich die Teilnehmenden gemeinsam auf die Punkte, die sie in
die Organisation tragen wollen.

Wo könnte es überall ein Caucusrecht geben?
Einen Caucus könnte es fast überall geben – zum Beispiel in einer politischen
Organisation,  aber auch in Gewerkschaften,  Parteien,  an Schulen und in



Betrieben. Das Recht auf solche Treffen gehört immer wieder zu unseren
politischen Forderungen, denn es gibt kaum Institutionen, die dieses Recht
verankert haben.

Manchmal gibt es zwar an Schulen oder Unis Treffen von Unterdrückten,
aber diese haben meist keinen Caucus-Charakter. Vielmehr dienen sie der
gegenseitigen  Vernetzung  und  existieren  abgespalten  vom  Rest  der
Studierenden oder Schüler_Innen. Sie werden von diesen nicht anerkannt
und  machen  es  sich  nicht  zum  Ziel,  politische  Forderungen  an  sie
heranzutragen.

Ein Caucus sollte so oft einberufen werden dürfen, wie es Bedarf danach gibt
–  am  besten  während  der  Arbeits-  oder  Unterrichtszeit,  damit  die
antisexistische  Arbeit  nicht  von  der  Freizeit  abgeht.

Das Caucusrecht  ist  auch in  unserem Programm abgedeckt,  welches die
Grundlage  unseres  politischen  Handelns  bildet.  Dadurch  erfahren  neue
Mitglieder von Anfang an von dieser Möglichkeit, und die Treffen bleiben
nicht in einer „rechtlichen Grauzone“.

„Sexismus? Bei uns doch nicht!“
Viele Menschen sind davon überzeugt, sie selbst seien nicht sexistisch – oder
wenn sie es einmal waren, dann haben sie das alles längst wegreflektiert. Als
Marxist_Innen  vertreten  wir  das  Prinzip:  „Das  Sein  bestimmt  das
Bewusstsein.“  In  diesem  Fall  bedeutet  das,  dass  wir  in  sexistische
Verhaltensmuster  zurückfallen  können,  solange  wir  in  einer  Gesellschaft
leben,  welche  dieses  Verhalten  hervorbringt,  fördert  und  belohnt.  Das
beweisen  die  vielen  unaufgeklärten  Fälle  von  Machtmissbrauch  und
Täterschutz  innerhalb  der  linken  Szene.

Sich  über  ein  Problem  bewusst  zu  werden  bedeutet  nicht,  dass  dieses
Problem damit  gelöst  ist.  Wir  können uns nicht  vollständig aus unserem
Umfeld und unserer Sozialisation herausdenken. Deshalb behaupten wir auch
nicht  von uns  selbst,  dass  wir  frei  von Sexismus wären.  Die  Augen vor
Problemen  zu  verschließen,  bedeutet  im  schlimmsten  Fall,  dass  diese



Probleme  sich  ungehindert  weiter  ausbreiten  können.

Das  heißt  natürlich  nicht,  dass  wir  uns  selbst  einen  Freifahrtschein
ausstellen und mit dem Antisexismus warten, bis der Sozialismus kommt. Wir
wollen  nicht  so  tun,  als  wären  wir  unserer  Sozialisation  völlig  hilflos
ausgeliefert, oder als hätten wir gar keine Handlungsmöglichkeiten.

Damit  wir  als  gesamte  Arbeiter_Innenklasse  zusammenarbeiten  können,
müssen  wir  unser  Bestes  geben,  um  Sexismus  auch  innerhalb  der
Arbeiter_Innenbewegung  zu  bekämpfen.  Denn  Unterdrückung  dient  auch
dazu, uns zu spalten, uns gegeneinander aufzuhetzen und uns von unserem
wahren Feind abzulenken: den Kapitalist_Innen.

Deshalb müssen wir sowohl präventiv arbeiten, als auch bereits geschehene
Vorfälle aufarbeiten. Dabei ist uns immer bewusst, dass die Arbeit an uns
selbst nicht ausreicht. Wir müssen das Problem an der Wurzel packen und
patriarchale Strukturen mitsamt der Klassengesellschaft zerschlagen.

Separate Treffen – ist das keine Spaltung?
Um  die  Klassengesellschaft  abzuschaffen,  braucht  es  ein  revolutionäres
Programm mit Forderungen, hinter denen wir alle vereint stehen. Dauerhafte
Vereinzelung je nach Identität ist dabei nicht hilfreich.

Aber  es  gibt  Situationen,  in  denen  es  mehr  Erfolg  bringt,  sich  als
Unterdrückte separat zu treffen: Sich eine eigene Vernetzung aufzubauen
ermöglicht erst den Rahmen, in dem alle Aktivist_Innen gemeinsam handeln
können.  Dadurch  kann  auch  verhindert  werden,  dass  der  Kampf  gegen
Sexismus zu einem unwichtigen Nebenziel erklärt wird.

Außerdem  schützt  das  Caucusrecht  unsere  Organisationsform,  den
demokratischen  Zentralismus.  Das  bedeutet,  dass  wir  untereinander  frei
diskutieren und demokratisch über unsere Forderungen abstimmen, während
wir nach außen gemeinsam auftreten und vereint hinter unseren Positionen
stehen. Dieses gemeinsame Auftreten könnte zum Zerbrechen einer Gruppe
führen, falls die demokratischen Rechte nicht abgesichert werden.



An  wem  bleibt  die  antisexistische  Arbeit
hängen?
Häufig bleibt die politische Arbeit zum Thema Antisexismus an denjenigen
hängen,  die  selbst  von  Sexismus  betroffen  sind.  Dadurch  wird  die
Unterdrückung nicht gebrochen. Sie kann sich sogar noch verstärken, wenn
unterdrückte Personen dadurch an ihrer politischen Arbeit gehindert werden
und weniger präsent sind.

Deshalb ist es wichtig, dass sich nicht nur Unterdrückte zusammenfinden,
sondern auch diejenigen, die nicht betroffen sind. Auch sie müssen Treffen
einberufen,  um  sich  mit  der  Rolle  auseinanderzusetzen,  die  ihnen  der
Kapitalismus zuweist, sowie mit den Forderungen und Vorschlägen, die an
sie herangetragen wurden. Oft finden deshalb bei uns zeitgleich zum Caucus
antisexistische Reflexionstreffen statt, in welchem sich männliche Genossen
mit  ihrem  Verhalten  auseinandersetzen  und  gemeinsam  Perspektiven
aufwerfen.

Caucustreffen: Ein Safe Space?
Es bleibt  die  Frage,  ob ein Caucus tatsächlich den geschützten Rahmen
bieten kann, den man sich von ihm verspricht. Dazu sei Folgendes gesagt:
Auch wenn ein Caucus die Möglichkeit gibt, offener und ungehemmter zu
diskutieren, sollte nicht die Illusion entstehen, dass ein Caucus so etwas wie
ein Safe Space oder eine Selbsthilfegruppe sein könnte.

Es gehört zum Wesen des Kapitalismus, dass man seine Ideologien nicht
einfach  abstreifen  kann  wie  einen  zu  klein  gewordenen  Mantel.
Unterdrückung kann auch verinnerlicht sein, das heißt zum Beispiel, auch
Frauen  können  sich  sexistisch  verhalten.  Und  innerhalb  eines
antisexistischen  Caucus  könnte  es  weiterhin  zu  transfeindlichen,
rassistischen oder  behindertenfeindlichen Vorfällen,  sowie  zu Belästigung
aller Art kommen.

Außerdem  kann  das  Sprechen  über  Unterdrückung  für  alle  Betroffenen
belastend  sein  und  unangenehme  Emotionen  und  Erinnerungen  an  die



Oberfläche bringen.

Fazit und Ausblick
Bisher  haben  sich  Caucustreffen  in  unserer  Organisation  in  der  Praxis
bewährt.  Sie haben geholfen,  das Bewusstsein für bestimmte Themen zu
stärken,  Debatten  in  neue  Richtungen  zu  lenken,  neue  Positionen
auszuarbeiten  und  das  alltägliche  Miteinander  zu  erleichtern.

Deshalb  rufen  wir  auch  andere  linke  Organisationen  dazu  auf,  ihren
Mitgliedern das Caucusrecht  zu gewähren –  denn nur so kann all  ihren
Mitgliedern und Sympathisant_Innen die politische Arbeit uneingeschränkt
ermöglicht werden.

JIN  JIYAN  AZADÎ–  die  Flamme
der  Revolution  im  Iran  brennt
weiter!
Von Pauline P., September 2023

Der Mord an der jungen Kurdin Jina Mahsa Amini durch die „Sittenpolizei“
jährt sich heute zum ersten Mal. Er war der Funke, der das Feuer einer
neuen  Massenbewegung  im  Iran  entfachte.  Seither  versucht  das
diktatorische, islamistische Regime, die Proteste im Blut zu ertränken. Mit
über  500  Ermordungen,  über  20.000  Festnahmen  und  öffentlichen
Hinrichtungen  versuchen  die  bewaffneten  Kräfte  der  Staatsmacht,  die
Massen  einzuschüchtern  –  die  Bewegung im Keim zu  ersticken  und  die
Anhänger_Innen des Regimes zu stärken. Aus Angst vor einer Masse, die
mehr und mehr revolutionären Charakter annimmt, gehen die Repressionen
immer  weiter  und  erkämpfte  Fortschritte  werden  wieder  rückgängig
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gemacht. So marschiert und fährt die Sittenpolizei wieder durch die Straßen
Irans und die Strafen bei Verstößen gegen die Kleidervorschriften werden
sogar erhöht. Auch heute – am Todestag Aminis – fürchtet sich das Regime
vor einem erneuten Aufflammen der Proteste. Das Polizeiaufgebot in den
Städten ist verdoppelt und im Vorhinein wurden 6 Personen festgenommen,
die Proteste geplant haben sollen. Auch wenn es auf den Straßen wieder
ruhiger geworden ist, das Feuer brodelt weiterhin unter der Oberfläche. Das
Regime  kann  zwar  die  Proteste  niederschlagen  –  das  erwachende
Bewusstsein der Menschen und die Ursachen für die revolutionäre Erhebung
von Millionen können sie aber nicht aus der Welt schaffen. Denn es ist das
reaktionäre, ausbeuterische, frauen- und menschenfeindliche Regime selbst –
die spezifische Mischung aus Kapitalismus, Nepotismus und islamistischer
Diktatur, die immer wieder den Widerstand hervorbringen wird, den sie mit
aller Gewalt – und letztlich nur noch mit Gewalt – blutig unterdrückt.

Von bürgerlichen Protesten zum bewussten Klassenkampf

 Seit 2017 hat sich eine Sache grundlegend geändert: Während vorher, auch
bei  der  sogenannten  grünen  Revolution  im  Jahre  2009,  vor  allem  die
städtischen Mittelschichten die Basis der Massendemonstrationen bildeten,
so ist heute vor allem die Arbeiter_Innenklasse Trägerin des Kampfes. Seit
einem  Jahr  allen  voran  Frauen,  Studierende,  die  Jugend  sowie  die
unterdrückten  Nationalitäten.  Die  Hoffnungen  und  Illusionen  in  den
„reformorientierten“ Teil des Regimes sind bei den Massen verflogen. Soziale
Fragen rücken in den Vordergrund. Und dies ist ein Fortschritt, der sehr zu
begrüßen ist.  Ein Fortschritt mit dem Potential, das Blatt ein für alle mal zu
wenden. Denn langsam wird immer mehr klar, dass iranischer Kapitalismus
und islamistisches Regime von Anfang an eng miteinander verbunden waren
und nur gemeinsam bekämpft werden können.

Das islamistische Mullahregime

Die Unterdrückung der Frauen gehörte von Beginn an zur politischen DNA
des islamistischen Regimes. Der Sieg von Khomeini und den Mullahs bei der
iranischen Revolution in den 1970ern bedeutete für alle Frauen im Iran eine
Katastrophe.  Die  Elemente  formaler  Gleichheit,  die  unter  dem  Schah



errungen  und  in  den  ersten  Monaten  der  Revolution  faktisch  sogar
ausgeweitet  worden waren,  wurden rigoros abgeschafft.  Natürlich hatten
Khomeini  und die  Mullahs die  Frauenunterdrückung und das Patriarchat
nicht erfunden, sie institutionalisierten sie jedoch im extremen Ausmaß. Die
Scharia,  als  islamisches  Gesetz,  wurde  zu  deren  rechtlich-ideologischer
Grundlage,  welche  Frauen  auf  verschiedensten  Ebenen  unterdrückt,
entrechtet und schikaniert. Die extreme Form der Entrechtung seit Beginn
der Mullahherrschaft ging mit einer widersprüchlichen Entwicklung der Lage
der Frauen im Bildungswesen und in der Arbeitswelt einher. Heute gibt es im
Iran  rund  4,5  Millionen  Studierende,  eine  für  ein  halbkoloniales  Land
beachtliche Zahl und Quote. Fast jede/_r zweite Studierende ist eine Frau.
Dies  spiegelt  den  Versuch  des  Mullahregimes  wider,  nach  der
Machtergreifung eine staatskapitalistische Industrialisierung voranzutreiben,
was  sich  auch  im  Zwang,  vermehrt  Frauen  als  Lohnarbeiterinnen  zu
beschäftigen oder professionell zu qualifizieren, ausdrückt. Somit entstand
im Iran einerseits eine sehr qualifizierte Schicht von Frauen, die zugleich
weiter  politisch und kulturell  entrechtet  blieb.  Über Jahre versprach das
Regime den Frauen und der Jugend im Gegenzug für soziale Unterdrückung
Jobs, Einkommen und sogar einen gewissen Aufstieg. All das entpuppte sich
nach anfänglichen ökonomischen Erfolgen in den 1990er Jahren mehr und
mehr als Fiktion. Die neoliberalen Reformen und Privatisierungen des letzten
Jahrzehnts, vor allem seit dem Einbruch 2012/13, verschlechterten die Lage
weiter. Für die Frauen und die Jugend sieht die Zukunft düster aus. Die
Arbeiter_Innen  bilden  mittlerweile  die  zahlreichste  Klasse  der  iranischen
Gesellschaft. Zugleich lebt ein großer Teil dieser Klasse heute in Armut. Für
die  Lohnabhängigen repräsentierte  die  Diktatur  der  Mullahs  immer  eine
brutale  Herrschaft  der  Ausbeuter_Innen.  Proletarische,  aber  auch  junge,
akademisch gebildete Frauen trifft dies besonders. Die Hindernisse auf dem
Arbeitsmarkt sind beachtlich. Das verdeutlicht auch die Arbeitslosenquote
von Frauen mit offiziell 18,96% im Jahr 2021, die fast doppelt so hoch ist wie
jene der Männer (9,89%). Noch höher liegt sie bei Jugendlichen – und das
heißt  insbesondere auch bei  jungen Frauen –  mit  27,21%. Mit  fast  89%
extrem stark von Arbeitslosigkeit – und damit von Armut – betroffen ist die
ohnedies stigmatisierte Gruppe von alleinerziehenden Frauen. Die Ursachen
für diese Entwicklung sind vielfältig. Einerseits natürlich die Inflation und die



ökonomische Stagnation selbst, die die gesamte Klasse der Lohnabhängigen
betrifft. Zweitens ziehen viele, natürlich männliche Unternehmer, vor, junge
Männer statt Frauen zu beschäftigen, selbst wenn diese z.  B. einen weit
besseren  Hochschulabschluss  vorweisen.  Darüber  hinaus  nutzen
Unternehmen bewusst die reaktionäre Gesetzgebung, um gewerkschaftlich
aktive oder einfach Widerstand leistende Arbeiterinnen unter dem Vorwand
„unislamischen“ Verhaltens oder „unsittlicher“ Bekleidung zu entlassen.

Unterdrückungsformen  können  nur  mit  dem  Kapitalismus  zusammen
untergehen!

All dies verdeutlicht, wie eng der Kampf gegen Frauenunterdrückung mit
dem  gegen  Ausbeutung  verbunden  ist  und  einen  essentiellen  Teil  des
Klassenkampfes  bildet,  da  Frauen im Kapitalismus durch die  ins  Private
gedrängte Reproduktionsarbeit doppelt ausgebeutet werden und die Existenz
des Kapitalismus dieser Reproduktion bedarf. Die Verbesserung der Lage der
Massen – und insbesondere der Frauen und der unterdrückten Nationen – ist
unmöglich,  ohne  die  Profite,  den  Reichtum,  die  Privilegien,  das
Privateigentum  der  herrschenden  Klasse  im  Iran  anzutasten.  Ihre
Unterdrückung mag unter einer anderen bürgerlichen Herrschaftsform oder
einer anderen Elite allenfalls elastischere Formen annehmen (und selbst das
ist keineswegs sicher). Eine politische Kraft, die konsequent die Interessen
der  lohnabhängigen Frauen,  der  Student_Innen und Arbeiter_Innenklasse
insgesamt zum Ausdruck bringt, muss mit allen unterdrückerischen Klassen
und ihren Parteien brechen. Und das heißt zuerst, sie darf ihre Ziele nicht
auf  rein  demokratische,  rein  bürgerliche  beschränken.  Entscheidende
gesellschaftliche Fragen müssen mit der Enteignung des Kapitals und der
Errichtung  einer  demokratischen  Planwirtschaft  verbunden  werden.
Ansonsten wird das Proletariat – unabhängig vom Geschlecht – weiter eine
Klasse von Ausgebeuteten bleiben. Entscheidend ist außerdem internationale
Solidarität  mit  den  Kämpfen  im  Iran  und  der  gemeinsame  Aufbau  von
Massenbewegungen,  um  den  Kapitalismus  und  mit  ihm  auch  die
Frauenunterdrückung  weltweit  zu  schlagen!



Sexismus  tötet,  Macht
korrumpiert  und die Regierung
vertuscht  das  Problem:
Protestwelle in Bulgarien gegen
Gewalt gegen Frauen
von Leonie Schmidt, September 2023, zuerst veröffentlicht in der Infomail
der Gruppe Arbeiter:innenmacht

Сексизмът убива, власта прекрива!
Nach einem versuchten Femizid im Juni 2023 in Bulgarien, bei welchem eine
18-Jährige von ihrem Ex-Freund mit 21 Wunden durch ein Teppichmesser
zugerichtet  und  mit  Knochenbrüchen  übersät  wurde,  flammte  eine
Protestwelle gegen Gewalt gegen Frauen auf. Besonders schockierend für die
Protestierenden: Der mutmaßliche Täter kam einige Tage später wieder auf
freien Fuß und wurde wegen angeblich „leichter“ Verletzungen des Opfers
freigesprochen!

Seitdem gehen die Menschen auf die Straße. Das ist gerade für dieses Land
etwas Ungewöhnliches, denn wie Organisator_Innen des 8. März berichteten,
kamen  in  den  vergangenen  Jahren  nur  wenige  Personen  zu  ihren
Kundgebungen.  Jedoch begann die Entwicklung,  dass es mehr und mehr
Leute  auf  Proteste  für  Frauenrechte  zog,  bereits  2018,  nachdem  ein
Schulmädchen mit Säure überkippt wurde. Auf den aktuellen Protesten sind
vor allem junge Akivist_Innen anzutreffen. Veranstaltet wird das Ganze unter
anderem von der Organisation Feminist Mobilization. Sie fordert in erster
Linie eine Verschärfung der Gesetzeslage, denn zum Zeitpunkt der Tat gab
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es  noch  nicht  einmal  einen  Paragraphen,  welcher  häusliche  Gewalt  im
Strafgesetzbuch definierte. Aber in ihren Reihen finden sich auch Personen,
die einen Kampf gegen Kapital und patriarchale Strukturen fordern.

Druck auf die Regierung wirkt – oder?
Mittlerweile hat sich die europaorientierte rechte Regierung Bulgariens dazu
bequemt, einige Gesetzesänderungen durchzuführen. Täter und Betroffene
müssen  nun  nicht  mehr  zusammenwohnen,  damit  es  sich  um  häusliche
Gewalt  handelt.  Eine  zweite  Reform  wurde  trotz  Sommerpause
durchgebracht: Künftig gilt es als Beziehungstat, wenn Täter und Opfer seit
mindestens 60 Tagen in einer „intimen Beziehung“ zueinander stehen. Das
ist offensichtlich ein Gesetz, das viele Schlupflöcher für die Täter beinhaltet.
Die Tat ist nicht weniger schlimm, wenn sie am 40. Tag oder 1. Tag passierte.
Der Nachweis, wann die Beziehung begann und ob es sich wirklich um eine
intime (also sexuelle) Beziehung handelt, ist unfassbar schwierig. Wenn man
als Betroffene vor Gericht eine Chance haben will, braucht man also einen
guten  anwaltl ichen  Beistand,  den  sich  besonders  Frauen  der
Arbeiter_Innenklasse  wohl  kaum  leisten  können.

Aber dass es nun zu so einer Laissez-faire-Reform kommt, ist leider nicht
verwunderlich: In Bulgarien richten sich Politiker_Innen nicht erst seit heute
gegen  Frauen  und  explizit  Betroffene  häuslicher  Gewalt.  Seit  Jahren
mobilisieren  rechte  Parteien,  aber  auch  die  sog.  sozialistische  Partei
Bulgariens,  die  linksnationalistisch  und  linkspopulistisch  einzuordnen  ist,
gegen  die  Istanbul  Konvention  (ein  Übereinkommen  des  Europarats  zur
Verhütung  und  Bekämpfung  von  Gewalt  gegen  Frauen  und  häuslicher
Gewalt),  da  damit  die  Grundlage  zur  Einführung  für  die  „Ehe  für  alle“
geschaffen werden würde.

Warum es zu häuslicher Gewalt kommt
Um einen effektiven Weg zur Bekämpfung häuslicher Gewalt zu finden, muss
erst einmal geklärt werden, wie es überhaupt dazu kommt. Kleinbürgerliche
Feminist_Innen versuchen, das entweder mit der Natur des Mannes oder der
Rückschrittlichkeit der Kultur oder Klasse zu erklären, in welchen die Gewalt



stattfindet. Als Marxist_Innen ist uns bewusst, dass häusliche Gewalt nur mit
Blick  auf  die  gesamtgesellschaftlichen  Verhältnisse  erklärt  werden  kann.
Denn sie findet nicht außerhalb der Gesellschaft statt, das Private ist nicht
einfach unpolitisch, im Gegenteil: Häusliche Gewalt findet im Rahmen der
bürgerlichen Familie oder einer ihr ähnlichen Beziehung statt, welche als
Institution elementar für das Fortbestehen des Kapitalismus ist.

Während die bürgerliche Familie in der herrschenden Klasse eine andere
Funktion hat, auf die hier nicht näher eingegangen werden soll, übernimmt
sie in der Arbeiter_Innenklasse wesentliche Aufgaben zur Reproduktion der
Klasse selbst und somit letztendlich auch des Kapitalismus. Denn hier findet
die Reproduktion der Ware Arbeitskraft statt, was alle Tätigkeiten meint, die
notwendig  sind,  damit  die  Arbeitenden  am  nächsten  Tag  wieder  am
Arbeitsplatz erscheinen und ihrer Arbeit nachgehen können. Darunter zählt
also Kochen, Putzen, Wäsche Waschen, aber auch emotionale Sorgearbeit.
Auch die Erziehung von Kindern fällt mit unter diese Kategorie, damit sich so
die Arbeiter_Innenklasse als Ganze neu reproduzieren kann.

Um  eine  für  das  Kapital  so  günstig  wie  mögliche  Reproduktion
durchzusetzen, wird diese ins Private gedrängt.  Die Arbeiten werden vor
allem von Frauen unentlohnt verrichtet. Dies bildet die Basis für reaktionäre
Rollenbilder,  so  dass  diese  ihrerseits  stetig  zur  Reproduktion  der
geschlechtlichen  Arbeitsteilung  beitragen.  Das  beginnt  schon  im
Kleinkindalter durch Sozialisierung und erstreckt sich über das ganze Leben.

Die Familie existierte aber nicht schon immer, sondern entwickelte sich über
die  Klassengesellschaften  zur  heutigen  Form  hin  und  die  konkrete
Ausprägung  heutzutage  ist  von  der  jeweiligen  Gesellschaftsverfassung
abhängig.  Im  Allgemeinen  gilt  der  Mann  als  Ernährer  der  Familie,
wohingegen die Frau als Hausfrau tätig wird. Das ist natürlich ein Ideal, was
besonders für die Arbeiter_Innenklasse schwer zu erreichen ist, jedoch zu
Zeiten des wirtschaftlichen Aufschwungs zumindest für die bessergestellten
Schichten der Lohnabhängigen ansatzweise etabliert werden kann. Zugleich
wird sowohl mit der Expansion des Kapitalismus wie auch in der Krise die
ökonomische Basis der lohnabhängigen Familie massiv unterhöhlt.



Betrachten wir Bulgarien, so geht es vor allem um die Auswirkungen der
Krise. Die Frauen müssen auch Lohnarbeit nachgehen, um die Existenz der
Familie abzusichern, während gleichzeitig der Lohn des Mannes nicht mehr
zu deren Ernährung ausreicht. Hinzu kommen Angriffe auf die Rechte der
Arbeiter_Innnenklasse und die sozialen Absicherungen wie Sozialleistungen
oder Krankenkassen, um die Profite des imperialistischen Finanzkapitals zu
sichern und dem Fall der Profitraten entgegenzuwirken. Solche Krisen sind
ein Kennzeichen für die Periode, in welcher wir uns aktuell befinden.

Die Krise der Familie bildet also die strukturelle Grundlage der Gewalt gegen
Frauen  in  der  Arbeiter_Innenklasse  innerhalb  von  Familien  oder
partnerschaftlichen Beziehungen,  welche der Familie ähneln.  Denn durch
diese hat der Mann das Problem, dass er der Rollenerwartung als Ernährer
der Familie nicht mehr nachkommen kann, während die Frauen einerseits in
die Lohnarbeit gezwungen werden und andererseits aufgrund der schlechten
Arbeitsbedingungen im Niedriglohnsektor, in welchem sie oft tätig sind, nicht
die Möglichkeit  haben,  dem Täter zu entfliehen.  Dieses widersprüchliche
Verhältnis  zwischen  Idealbild,  Geschlechterrolle  und  Notwendigkeit  der
Integration  in  den  Arbeitsmarkt  ist  nicht  im  Rahmen  des  Kapitalismus
aufzulösen  und  sorgt  letzten  Endes  in  seiner  Unabdingbarkeit  und
Perspektivlosigkeit  auch  dafür,  dass  die  extremste  Form der  häuslichen
Gewalt, der Femizid, zu Tage dringt. Somit kann sich der Täter noch ein
letztes Mal über das Opfer stellen.

Durch diese Analyse wird also auch klar, warum die herrschende Klasse gar
kein Interesse hat, grundlegend gegen häusliche Gewalt vorzugehen, denn
auf  der  einen  Seite  gehört  die  Einsparung  im  Sozialsicherheitssystem
schließlich  zum Rettungsschirm des  Finanzkapitals  und  auf  der  anderen
Seite müsste sie sonst die Institution der bürgerlichen Familie angreifen,
welche  zu  den  Grundfesten  des  kapitalistischen  Systems  gehört.  Des
Weiteren ist es auch im Sinne des herrschenden Klasse, wenn Frauen auch in
ihrer  Famil ie  unterdrückt  bleiben  und  s ich  nicht  von  ihren
Geschlechterrollen  zu  befreien  versuchen.  Diesen  Punkt  kann  man  gut
erkennen an den Teilen der herrschenden Klasse Bulgariens, welche an der
bürgerlichen Familie festhalten wollen, indem sie sich gegen die Istanbuler



Konvention stellen. Diese Analyse macht auch klar, warum besonders die
Ärmsten und am stärksten unterdrückten Teile der Arbeiter_Innenklasse von
jener Gewalt betroffen sind.

Lage in Bulgarien
Schauen wir uns nun die Lage in Bulgarien an.  Tatsächlich gilt  dies als
ärmstes Land der EU. Das Bruttoinlandsprodukt liegt bei der Hälfte des EU-
weiten  Durchschnitts.  2022  betrug  das  jährliche   BIP/Kopf  13.079  Euro
gegenüber 25.650 in der EU und 29.180 in der Euro-Zone. Des weiteren
stagnieren die Löhne und Gehälter auf einem niedrigen Niveau. Interessant
ist diesbezüglich auch, dass der Dienstleistungssektor dominiert: Vor allem
outgesourcter  Kundendienst  in  Form von Callcentern für  imperialistische
Staaten  ist  hier  ansässig,  welcher  die  Lohnabhängigen  hier  noch  mehr
ausbeuten  kann.  Dementsprechend  müssen  die  Löhne  auch  auf  einem
derartig  niedrigen  Niveau  bleiben,  damit  sich  das  Outsourcing  für  die
Imperalist_Innen der EU überhaupt lohnen kann.

Über 2,2  Millionen Lohnabhängige (mehr als  die  Hälfte!)  verkaufen ihre
Arbeitskraft  in  anderen EU-Ländern.  Viele  Frauen,  welche aus Bulgarien
emigrieren, übernehmen in reichen imperialistischen EU-Staaten Carearbeit
im  Niedriglohnsektor,  also  als  Putzkräfte,  Krankenpflegerinnen  und  so
weiter.  Auch  hier  sind  sie  vor  ökonomischer  Abhängigkeit,  Gewalt  und
Ausbeutung  nicht  sicher,  im  Gegenteil.  All  das  verdeutlicht  die
halbkolonialen  Verhältnisse  in  Bulgarien.

Hinsichtlich  der  Gewalt  gegen  Frauen  in  Bulgarien  kann  festgehalten
werden, dass jede 3. Frau laut Befragungen bereits Opfer partnerschaftlicher
Gewalt wurde. Des Weiteren wurden dieses Jahr bereits 14 Frauen Oper von
Femiziden (Stand: August 2023). Es ist an dieser Stelle jedoch anzumerken,
dass  dies  keine  offiziellen  Zahlen  sind,  da  in  Bulgarien  diese  von
niemandem/r  erhoben  werden.  Lediglich  Frauenrechtsorganisationen
sammeln  sie.  Dementsprechend ist  also  auch klar,  dass  die  Dunkelziffer
deutlich höher sein dürfte. Denn wie bereits eingangs erwähnt, gab es vor
der  aktuellen  Protestwelle  noch  nicht  einmal  eine  Definition  im
Strafgesetzbuch  hinsichtlich  häuslicher  Gewalt!



Außerdem  ist  die  sozialstaatliche  Absicherung  in  Bulgarien  besonders
prekär, was Frauen am meisten trifft. Es fehlt an Kindergartenplätzen, was
dazu  führt,  dass  sie  gezwungen  sind,  sich  entweder  unbezahlt
„freizunehmen“,  um  ihre  Kinder  zu  betreuen,  oder  flexiblere
Arbeitsverhältnisse inklusive besonders schlechter Bezahlung anzunehmen.
So oder so werden sie damit umso mehr an ihre Familie und ihre potentiell
gewalttätigen Oberhäupter gebunden.

Perspektive der Proteste
Obwohl  die  Regierung  versucht,  durch  Reformen  die  Protestierenden
ruhigzustellen,  gehen  diese  weiterhin  auf  die  Straße  und  bringen  auch
antipatriarchale  und  antikapitalistische  Forderungen  mit  ein,  werfen  die
Frage auf, wem es am Ende nützt, dass Gewalt gegen Frauen herrscht und
diese nur mehr als unzureichend vom bürgerlichen Staat bekämpft wird. Klar
ist, die Proteste dürfen nicht bei dieser einen Frage stehen bleiben. Es gilt,
eine  breite  Massenbewegung  aus  Frauen,  Lohnabhängigen,  und  sozial
Unterdrückten aufzubauen,  welche für  klare Forderungen und ein klares
Programm  hinsichtlich  der  Unterdrückung  von  Frauen  und  LGBTIA+-
Personen  eintritt.  Hierbei  müssen  auch  die  Gewerkschaften  aufgefordert
werden, sich zu beteiligen. Des Weiteren darf diese Bewegung auch nicht im
nationalen Rahmen stehen bleiben, sondern muss international  aufgebaut
werden. Diese Forderungen könnten sein:

Beendigung  der  Gewalt  gegen  Frauen  und  die  LGBTQIA+-
Gemeinschaft!  Wir  müssen  freie  Frauenhäuser,  Hilfs-  und
Selbstverteidigungskomitees gegen Femizid, Genitalverstümmelung,
häusliche und andere Formen von Gewalt organisieren.
Volle  reproduktive  Rechte  und  körperliche  Selbstbestimmung  für
alle,  überall!  Alle  Frauen  sollten  Zugang  zu  kostenlosen
Verhütungsmitteln  und  Abtreibung  auf  Verlangen  haben.
Frauenhäuser müssen vom Staat  finanziert,  aber von den Frauen
selbst verwaltet werden.
Gleicher Lohn für Frauen! Für einen Mindestlohn und Renten, die
Frauen ein  unabhängiges Leben ohne Armut ermöglichen!  Kampf



gegen  Preissteigerungen  bei  Wohnen,  Energie  und  Waren  des
täglichen Bedarfs – für eine gleitende Skala bei Löhnen, Renten und
Arbeitslosengeld,  um  die  steigenden  Lebenshaltungskosten  zu
decken!
Massive Investitionen in Bildung, Gesundheit und soziale Dienste von
angemessener  Qualität  und  kostenlos  für  alle  als  Schritt  zur
Vergesellschaftung  der  Reproduktionsarbeit!
Lasst die Kapitalist_Innen und die Reichen zahlen, um gleiche Rechte
und gleichen Lohn zu gewährleisten!

Natürlich  dürfen  wir  uns  aber  auch  keine  Illusion  machen,  dass  wir
patriarchale  Gewalt  im Kapitalismus einfach wegreformieren könnten.  Es
gilt, den Kapitalismus mitsamt seinen Institutionen zur Unterdrückung von
Frauen, LGBTIA-Personen und der Arbeiter_Innenklasse zu zerschlagen und
für  eine  solidarische  Gesellschaft  auf  Basis  von  vergesellschafteter  und
demokratisch  geplanter  Produktion  und  Reproduktion  sowie  Rätemacht
einzutreten. Das heißt auch, dass das Ideal der bürgerlichen Familie dann
das Zeitliche gesegnet hat und sich Rollenbilder auflösen werden dadurch,
dass  die  Reproduktionsarbeit  bspw.  durch  gemeinsame  Mensen  und
Waschküchen vergesellschaftet wird. Dazu braucht es mehr als Bewegungen
–  eine  politische  Kraft,  die  gegen  alle  Formen  der  Ausbeutung  und
Unterdrückung  führt,  eine  revolutionäre  Arbeiter_Innenpartei.

„Wer  in  Deutschland  gegen
trans Menschen hetzt“
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–  Kommentar  zum  Video  von  Jan
Böhmermann (ZDF Magazin Royale)
von Lia Malinovski

Am  3.  Dezember  2022,  hat  das  ZDF  Magazin  Royale  einen  Beitrag
hochgeladen,  der  besonders  auf  Twitter  und  Facebook  sehr  kontrovers
diskutiert  wurde.  Wie  der  Titel  verrät,  geht  es  um  die  steigende
Transfeindlichkeit in Deutschland. Doch was daran ist kontrovers und wie
stehen Marxist_Innen dazu?

Worum geht‘s in dem Video?
Der Satiriker Jan Böhmermann greift in seinem Beitrag verschiedene aktuelle
Entwicklungen  rund  um  das  Thema  Transfeindlichkeit  auf.  Er  kritisiert
berechtigterweise das sogenannte Transsexuellengesetz (kurz TSG) und geht
darauf  ein,  dass  es  einerseits  schon  sehr  alt  ist  und  andererseits  vom
Bundesverfassungsgericht  viele  der  Artikel  im TSG als  verfassungswidrig
erklärt  wurden.  Beispielsweise  wurden trans*  Personen danach bis  2011
gezwungen,  sich  zwangssterilisieren  zu  lassen.Die  Ampelkoalition  hat  in
ihrem Koalitionsvertrag  festgeschrieben,  dieses  Gesetz  abzuschaffen  und
durch ein Selbstbestimmungsgesetz zu ersetzen. Es stellt  sich jedoch die
Frage, wo dieses Gesetz bleibt? Es sollte 2022 kommen, dennoch ist es nicht
da.

Es  folgt  eine  Einblendung  verschiedener  transfeindlicher  Aussagen,
beispielsweise  von  Alice  Schwarzer,  mit  der  Aussage,  trans*  sei  eine
Modeersche inung ,  e in  Trend  –  e ine  Aussage  d ie  aus  dem
radikalfeministischen Lager immer wieder kommt. Böhmermann geht darauf
ein, dass Personen wie Schwarzer Transfeindlichkeit unter dem Deckmantel
des Feminismus legitimieren und zeigt auf, wie deren Positionen mittlerweile
sogar von der AfD übernommen werden.

Gegen  Ende  vertritt  er  die  These,  „Nicht  trans*  ist  Mode,  sondern
Transfeindlichkeit“  und  blendet  Artikelüberschriften  von  transfeindlicher



Gewalt aus den letzten 2 Jahren ein, mit dem Kommentar, die steigende
transfeindliche Gewalt  käme von transfeindlichen Artikeln und Aussagen,
ebenfalls eine halbwegs richtige Analyse.

Böhmermanns grundsätzliche Aussage des Videos könnte „diese Transfeinde
sind dumm“ lauten – eine gefährliche und verkürzte Aussage, die nichts mit
einem materialistischen Verständnis der Welt zu tun hat. Das Video kommt
eben doch von einem Linksliberalen.

Was ist daran jetzt kontrovers?
Eine  häufige  Kritik  an  dem  Video  ist,  dass  es  nur  sogenannte
„Transaktivist_Innen“ zu Wort kommen lasse, anders als nahezu alle anderen
Beiträge  zu  trans*  und  dem  Selbstbestimmungsgesetz.  Damit  ist
Böhmermann jedoch fortschrittlicher, als die meisten anderen Dokus, da er
Transfeindlichkeit  nicht  als  legitime  Meinung  darstellt  und  zudem  mit
scheinbar wissenschaftlichen Argumenten füttert.

Auch beliebt ist die bioessentialistische Argumentation, es gäbe nur zwei
Geschlechter.  Dazu  haben  wir  im  Artikel  „Was  ist  eigentl ich
Radikalfeminismus?“ mehr geschrieben. Grundsätzlich zeugt diese Aussage
jedoch von einem falschen Verständnis des Materialismus und ignoriert die
wissenschaftliche Erkenntnis, dass es eben mehr als nur zwei Geschlechter
gibt – denn offensichtlich gibt es mit *Inter und Nicht-Binär mehr als nur
zwei.

Idealbild der bürgerlichen Kleinfamilie
Letzten Endes lässt sich Transfeindlichkeit zu großen Teilen auf das Idealbild
der  bürgerlichen  Kleinfamilie,  bestehend  aus  Mann,  Frau  und  Kindern,
zurückführen.  Ebenso  wie  Homosexualität  widerspricht  Transidentität
diesem Bild alleine durch ihre Existenz.  In Zeiten der Krise erleben wir
massive Angriffe auf fortschrittliche Reformen, wie zum Beispiel Angriffe aus
das Abtreibungsgesetz in den USA und Polen. Davon sind auch Rechte von
trans*  Personen  bet ro f fen .  Das  erk lär t  auch ,  warum  das
Selbstbestimmungsgesetz  in  Deutschland immer noch nicht  existiert:  Die
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bürgerliche  Kleinfamilie  regelt  die  geschlechtliche  Arbeitsteilung  in
Lohnarbeit  und  unbezahlte  Reproduktionsarbeit  und  legitimiert  damit
Frauenunterdrückung- etwas, das notwendig für das kapitalistische System
ist, um die maximale Ausbeutung erreichen zu können, die in Krisenzeiten
dringender benötigt ist, als in Phasen des Wachstums.

Die steigende Transfeindlichkeit in der Gesellschaft ist also Ausdruck eines
weltweiten Rechtsrucks und einer sich zuspitzenden Krise des Kapitalismus.

Böhmermann verkennt dies in seinem Video und schiebt es auf „Dummheit“
oder  „Hass“.  Als  Marxist_Innen  versuchen  wir  jedoch,  die  materiellen
gesellschaftlichen Verhältnisse hinter Phänomenen zu analysieren, um deren
Auswirkungen  effektiver  an  der  Wurzel  zu  erkämpfen.  Böhmermann  hat
keine  Perspektive  auf  eine  Welt  ohne  Diskriminierung,  keinen  Weg,  wie
Transfeindlichkeit bekämpft werden kann. Dabei sollte das der Fokus sein.

Daher stellen wir diese Forderungen auf: Sie sollen einen Weg weisen in eine
Gesellschaft ohne Diskriminierung, Unterdrückung und Ausbeutung.

Für  rechtliche  und  sonstige  Gleichstellung,  sowie  Freiheit  der
Ausübung aller Formen der Sexualität. Verbot der Diskriminierung
aufgrund von Geschlecht oder sexueller Orientierung!
F ü r  d a s  R e c h t  a u f  m e d i z i n i s c h e  u n d  r e c h t l i c h e
Geschlechtsangleichung  an  die  soziale  Geschlechtsidentität  –
kostenfrei  und  ohne  unnötigen  bürokratischen  Akt!
Intergeschlechtlichkeit  ist  eine  Identität!  Medizinische  oder
kosmetische  Eingriffe,  z.B.  zur  Geschlechtsangleichung  nur  mit
Zustimmung  der  betroffenen  Person.
Gegen  eine  erzwungene  Einteilung  in  Mann  und  Frau.  Es  gibt
Menschen, die können oder wollen sich nicht klar einem der beiden
Geschlechter zuordnen.
Gegen die Pflicht, das eigene Geschlecht in offiziellen Dokumenten
anzugeben! Für den Ausbau von Unisex-Orten im öffentlichen Raum,
wie Toiletten oder Umkleiden!
Zurückdrängung aller Formen der Rollenklischees, Diskriminierung
und Ausgrenzung der Jugend und Arbeiter_Innenklasse!



Für  organisierte  Selbstverteidigung  gegen  Faschist_Innen,
Rassist_Innen,  Sexist_Innen,  Transfeinde  und  den  reaktionären
bürgerlichen  Staat!  Niemand  darf  der  Gefahr  von  sexuellen
Übergriffen  und  (staatlichem  oder  ärztlichem)  Missbrauch
ausgeliefert  werden!

Spanien  –  Vorreiter  im
Abtreibungs-  und
Sexualstrafrecht?
von  Leonie  Schmidt  (REVOLUTION/  Gruppe  Arbeiter:innenmacht),  zuerst
erschienen in Neue Internationale 266, Juli/August 2022

Die seit 2020 amtierende neoreformistische Regierung im spanischen Staat,
bestehend aus sozialdemokratischer PSOE und linkspopulistischer Podemos,
hat in diesem Jahr einige Gesetzesänderungen auf den Weg gebracht, die
verschiedenste  Bereiche  der  geschlechtsspezifischen  Unterdrückung
betreffen und künftig für mehr reproduktive Rechte und härtere Strafen bei
geschlechtsspezifischer Gewalt führen sollen.

Spanien scheint von außen oft eher konservativ und wird auch zuweilen als
Macho-Land  abgetan,  zumal  die  katholische  Kirche  gesellschaftlich  auch
noch sehr präsent ist.  In Sachen Antisexismus gibt  es jedoch schon seit
einiger Zeit ein Umdenken in den Parlamenten. Doch die fortschrittlichen
Gesetze kommen nicht von irgendwo her, sie wurden erkämpft.

Was ändert sich?
Besonders  auffällig  ist  das  gelockerte  Abtreibungsgesetz:  So  dürfen
Schwangere schon ab 16 Jahren ohne elterliches Einverständnis abtreiben,
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Abtreibungen sind bis zur 14. Woche legal und die 3-tägige Bedenkzeit soll
ebenso abgeschafft  werden.  Außerdem müssen öffentliche Krankenhäuser
mit gynäkologischer Abteilung über fachkundiges Personal verfügen, welches
einen Abort durchführen kann.

Ferner wurde das Sexualstrafrecht verschärft,  und zwar gilt nun „Nur Ja
heißt Ja“, was eine fortschrittlichere Regelung ist als „Nein heißt Nein“, da
nun auch Täter für eine Vergewaltigung verurteilt werden können, deren
Betroffene sich nicht wehren oder äußern konnten, sei es aus Schockstarre
und  Angst  oder  Bewusstlosigkeit.  Dies  fiel  vorher  lediglich  unter  den
Straftatbestand der sexuellen Belästigung. Konkret heißt es nun im neuen
Gesetzesentwurf: Alle Handlungen, die „die sexuelle Freiheit einer anderen
Person verletzen“, gelten als Vergewaltigung und können für die Täter bis zu
15 Jahre Gefängnis bedeuten. Konservative kritisieren, dass es nun keine
Unterscheidung mehr zwischen Übergriffen und Vergewaltigungen gebe und
sehen die Unschuldsvermutung in Gefahr. Auch Catcalling wird nun strafbar
insofern, als jegliche Annäherungen in Form eines Flirts von allen Beteiligten
gewollt werden müssen und andernfalls als Straftatbestand gelten.

Neben diesen Verschärfungen wurde der sogenannte Periodenurlaub von bis
zu 3 Tagen monatlich nun eingeführt. Wenngleich das eine gute Idee ist, ist
der Name doch etwas missverständlich, denn in Spanien war es bisher erst
möglich, ab 4 Tagen Krankheit eine Lohnfortzahlung vom Unternehmen zu
erhalten. Daher wurde hier nur eine Lücke geschlossen. Spanien hat somit
als  erstes  europäisches  Land  den  Periodenurlaub  eingeführt.  Bisher
existieren derartige Regelungen vor allem im asiatischem Raum, bspw. in
Taiwan, Südkorea und China. Außerdem soll es nun endlich Verordnungen
zur Prostitution in Spanien geben. Diese ist nämlich weder verboten noch
legal, was vielen ein Dorn im Auge ist.

Wie kam es dazu?
Wie konnte es nun zu solchen fortschrittlichen Zugeständnissen kommen,
während  weltweit  ein  extremes  Rollback  gegen  Frauen  und  LGBTIA-
Personen im vollen Gange ist, insbesondere Abtreibungsrechte reihenweise
verschärft werden – siehe Polen und die USA. Hierfür sind mehrere Gründe



verantwortlich.  Einerseits,  wie  bereits  eingangs  erwähnt,  wurden  die
Gesetzesänderungen  maßgeblich  durch  die  Frauenbewegung  in  Spanien
erkämpft.  Diese  ist  ziemlich  stark,  zu  den  8.-März-Protesten  gehen
landesweit Millionen Menschen auf die Straße. Alleine in Barcelona waren es
2021 über 100.000 Personen.

Die Größe der Bewegung ist insbesondere historisch bedingt, denn während
in den späten 1960er und 1970er Jahren in den westlichen Industrieländern
der Kampf um Gleichberechtigung und sexuelle Befreiung erstarkte, war in
Spanien  noch  das  halbfaschistische  Regime  Francos  an  der  Macht,  in
welchem Frauen zu Kinder, Küche, Kirche verbannt waren. Erst 1978 wurde
ein Gesetzantrag zur Gleichstellung von Mann und Frau erwirkt, das Recht
auf  Scheidung gibt  es  erst  seit  1981.  Das kollektive Trauma dieser  Zeit
besteht fort und sorgt auch heute noch für größeres und kämpferischeres
Bewusstsein. Bereits in den späten 1990er Jahren konnte ein Gesetz durch
Massenproteste ins Rollen gebracht werden.

Diese formierten sich 1997 nach einem Femizid an einer Frau, Ana Orantes,
deren Mann sie ermordete, weil sie in einem Fernsehinterview über die 40
Jahre  häuslichen  Missbrauchs  durch  ihn  an  ihr  und  den  gemeinsamen
Kindern  sprach.  Sie  hatte  sich  zuvor  sogar  an  die  Polizei  gewandt,  15
Anzeigen  gestellt.  Doch  diese  wollte  ihr  nicht  helfen,  da  es  keine
entsprechenden Gesetze gab, die Frauen vor geschlechtsspezifischer Gewalt
schützten. Als die Scheidung nach über 10 Jahren endlich durchkam, musste
sie dennoch weiter mit ihm zusammen wohnen.

Die  damals  konservative  Regierung  unter  der  Partido  Popular,  einer
rechtskonservativen  Volkspartei,  sprach  von  einem  Einzelfall,  was  nicht
unbeantwortet blieb. Unter dem Motto „ Wir sind alle Ana“ gingen damals
Tausende auf die Straßen. Im Anschluss wurde 2004 ein erstes Gesetz auf die
Beine  gestellt,  welches  weitreichend  gegen  häusliche  Gewalt  ankämpfen
sollte.  Alleine  schon  die  Benennung  der  geschlechtsspezifischen  Gewalt
stellte  einen  großen  Schritt  nach  vorn  dar.  Außerdem  wurden
Spezialgerichte für die Verfolgung der Straftaten eingerichtet und Männer,
die Frauen Gewalt antun, werden nun durch das Gesetz stärker bestraft als
Frauen, die Männern etwas antun, oder Männer, die anderen Männern etwas



antun.  Seit  2007  wird  auch  jegliche  geschlechtsspezifische  Gewalttat
statistisch  erfasst,  was  in  Deutschland  bspw.  erst  seit  2015  der  Fall  ist.

Das „Ja heißt Ja“-Gesetz kam vor einem ähnlichen Hintergrund zustande:
Nach einer Gruppenvergewaltigung an einer 18-Jährigen durch 5 Männer
(welche ihr Opfer zusätzlich filmten) wurden die Täter nur wegen sexueller
Belästigung verurteilt, da sie das Opfer nicht schlugen oder bedrohten, und
sie  sich  nicht  wehrte.  Sie  bekamen  somit  nur  9  Jahre  Haft.  Jedoch
mobilisierten auch 2016 erneut die spanischen Feminist:innen gegen dieses
milde Urteil und erzwangen somit dessen Revision. Die Täter wurden nun
doch wegen Vergewaltigung verurteilt und sitzen eine 15-jährige Haftstrafe
ab. Das neue Gesetz soll auch zukünftig ähnliche Gerichtsurteile ermöglichen
und wurde somit de facto durch die Frauenbewegung in Spanien erkämpft.
Außerdem wirkte sich positiv aus, dass auch die Gewerkschaften mit der
feministischen Bewegung wahrhaft vernetzt sind und es sich bei vielen 8M-
Protesten  wirklich  um  Frauenstreiks  handelte,  welche  mit  Streikposten
einhergingen und nicht wie bspw. in Deutschland einen rein symbolischen
Charakter trugen.

Einige  Politikerinnen  und  Ministerinnen  der  Regierung  PSOE/Podemos
entstammen ebenfalls einer Tradition feministischer Proteste und haben sich
auch deswegen für diese Belange eingesetzt. Generell ist die reformistische
Regierung natürlich auch ein Grund für die Durchsetzung. In Krisenzeiten
gibt  es  zwar  klassischer  Weise  Rollbacks  gegen  Frauen  und  LGBTIA-
Personen,  aber  irgendwas  muss  die  linke  Koalition  trotzdem  der
mobilisierten Wähler:innenschaft anbieten. Dass es im Rahmen von Krieg,
Krise, Umweltkatastrophe und Pandemie nur wenig Spielraum gibt, ist klar.
Denn  ansonsten  ist  die  Regierung  eher  weniger  linksorientiert,  als  es
eventuell  scheinen  mag.  Die  Politik,  die  gefahren  wird,  ist  durchaus
arbeiter:innenfeindlich. So werden bspw. Streiks im Auftrag der Regierung
durch Polizei und Militär brutal niedergeschlagen. Insbesondere während der
Pandemie zeigten die Politiker:innen ihr wahres Gesicht. So sperrten sie die
Arbeiter:innen in ihren Stadtvierteln ein, diese durften sie nur verlassen,
wenn sie zur Arbeit fuhren.



Kritik an der Gesetzesänderung
Kritik gab es einige, sowohl aus feministischen Kreisen als auch von rechts.
Die Feminist:innen in Spanien sind stark beeinflusst von Andrea Dworkin,
welche  als  Radikalfeministin  insbesondere  eine  abolitionistische  Position
gegenüber der Prostitution einnahm. Sie sahen sich und das Anliegen eines
Sexkaufverbots in den neuen Entwürfen nicht gehört, denn das nordische
Modell wurde anfangs nicht eingeplant. Prostitution wurde 1995 in Spanien
entkriminalisiert, Zuhälterei ist allerdings strafbar. Anfang Juni wurde jedoch
ein Entwurf ins Rollen gebracht, der einem Sexkaufverbot gleichkommt: Das
vorgeschlagene Gesetz soll diejenigen bestrafen, die Prostituierte finanziell
ausbeuten, für ihre Dienste bezahlen oder wissentlich Räumlichkeiten für die
Ausübung der Prostitution zur Verfügung stellen. Wenngleich die PSOE in
Spanien  sich  für  dieses,  vom  „nordischen  Modell“  inspirierte  Gesetz
ausspricht,  so  ist  es  alles  andere  als  sicher  für  die  betroffenen
Sexarbeiter: innen,  denn  so  werden  sie  in  noch  unsicherere
Arbeitsverhältnisse  gedrängt  (ausführlicher  Artikel  zur  Frage siehe Neue
Internationale 257, Juli/August 2021). Beibehaltung der Entkriminalisierung,
die  Möglichkeit  für  sichere  und  kostenlose  Umschulungen  zum Ausstieg
sowie gewerkschaftliche Organisation der Sexarbeiter:innen wären aus einer
marxistischen Perspektive die deutlich sinnvolleren Mittel gewesen.

Interessant  ist  auch,  dass  diese  Frage  zu  einer  Spaltung  innerhalb  der
Koalition geführt hat. Die PSOE arbeitet nun bzgl. des Gesetzesentwurfs mit
der  rechtspopulistischen  PP  (Partido  Popular)  zusammen,  während  sich
Podemos dagegen stellt, da er zu moralisierend wäre. Für die feministische
Partei  Spaniens  ist  der  Vorschlag  von  PSOE  und  PP  aber  dennoch  zu
unkonkret, sie fordert umfassendere Maßnahmen. Außerdem gab es Proteste
mit  bis  zu  7.000  Frauen,  die  sich  für  ein  abolitionistisches  Gesetz
aussprachen.

Auch wenn der Gesetzentwurf ansonsten einen wichtigen Schritt darstellt, so
bleibt  Sexismus eine strukturelle Unterdrückung im Kapitalismus,  welche
sich nicht einfach durch Gesetze wegreformieren lassen kann und so auch in
Spanien unter der linken Regierung bestehen bleibt:  Reproduktionsarbeit
wird auch hier weiterhin vornehmlich von Frauen ausgeführt.
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Zugleich gibt  es  natürlich auch Kritik  von rechts  und aus konservativen
Kreisen. Die rechtsradikale VOX, drittstärkste Partei im Parlament, möchte
das Gesetz gegen geschlechtsspezifische Gewalt aus dem Jahr 2004 schon
länger abschaffen. Sie ist außerdem gegen die Legalisierung von Abtreibung.
Gegen  die  Veränderung  des  Abtreibungsgesetzes  gingen  auch  100.000
Konservative  auf  die  Straße,  unter  anderem  angestachelt  durch  die
Aufhebung  von  Wade  vs.  Roe  in  den  USA.

Wie weiter?
Auch  wenn  in  Spanien  wichtige  gesetzliche  Verbesserungen  errungen
werden konnten, so ist der Kampf längst nicht vorbei. Einerseits findet auch
innerhalb  der  Bewegung  ein  Kampf  zwischen  fortschrittlichen  und
reaktionären Richtungen (siehe die Frage der Prostitution) statt. Die PSOE,
aber auch wichtige Strömungen des Feminismus schrecken dabei auch vor
einer  Zusammenarbeit  mit  den  Konservativen  nicht  zurück.  Andererseits
macht  die  extreme  und  konservative  Rechte  gegen  alle  fortschrittlichen
Verbesserungen  weiter  mobil,  wie  die  Massendemonstrationen  der  VOX
verdeutlichen.

Die  enge  Verbindung  zwischen  den  feministischen  Streiks  und  der
gewerkschaftlich  organisierten  Arbeiter:innenklasse  war  jedoch  nicht  nur
entscheidend  dafür,  warum  wichtige  Verbesserungen  überhaupt
durchgesetzt werden konnten. Sie ist auch der einzige Weg zur Verteidigung
und  Ausweitung  dieser  Errungenschaften  und  zur  Schaffung  einer
proletarischen  Frauenbewegung  –  nicht  nur  in  Spanien,  sondern
international.

Vater,  Mutter,  Kind  –
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Bürgerliche Familie
Von Janeck
Peschel

Kennst
du das? Mama macht die Wäsche, kocht, hält die Wohnung sauber und
stemmt nebenbei noch ihre berufliche Karriere. Deine Eltern sagen dir
mit 14 du sollst 16 werden, damit sie es dir erlauben, wenn du 16
bist, 18 und wenn du 18 bist, sobald du deine Füße nicht mehr unter
ihrem Tisch hast. Ebenso wie Sätze, wie: „bist du nicht langsam in
dem Alter, wo du eine Familie gründen solltest?“ oder „Du bist
bisexuell? Ich verstehe das voll, in deinem Alter will man sich auch
mal ausprobieren“. Das alles ist bürgerliche Familie, das alles
ist das patriarchalische Familienbild, in welchem eine klare
Rollenverteilung herrscht und mit ihrer Ideologie unser Leben prägt.
Familie bedeutet in diesem System nicht nur Fürsorge,
Verbindlichkeit und Solidarität, sondern auch Zwang und
Unterdrückung. In diesem Artikel werde ich mich der Jugend- sowie
Frauenunterdrückung annehmen und klären, woher diese kommt und wie
sie sich äußert.

Frauenunterdrückung in der
bürgerlichen Familie

Ich werde im Folgenden
über die Rollenverteilung zwischen Mann und Frau sprechen, wozu eine
Sache noch angemerkt ist: In welche Rolle wir gedrängt werden, hängt
letzten Endes von unserer Sozialisation ab, also wie wir erzogen
werden, und was wir tagtäglich um uns herum erleben. Diese muss
nicht mit dem biologischen und erst recht nicht mit dem empfundenen
Geschlecht zusammenfallen. Dennoch existiert diese binäre
gesellschaftliche Zuschreibung und um dessen Wirkung beschreiben zu
können, verwende ich dennoch die Begriffe Frau und Mann.

Frauen- und
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Jugendunterdrückung sind ein strukturelles Problem in der
kapitalistischen Gesellschaft. Betrachten wir dazu einmal das Problem
mit der Hausarbeit, welche den Frauen in der bürgerlichen Familie
angehangen wird. Ein Mann, der weiß, wie man eine Waschmaschine
bedient oder in Elternzeit geht, ist auch in der heutigen BRD eher
noch ein Randphänomen als Standardpartner. Denn diese Unterdrückung
beschränkte sich keinesfalls auf vergangene Zeiten, wie die 50er und
60er, in denen es der Ehefrau nicht einmal erlaubt war, ohne die
Zustimmung des Ehemanns arbeiten zu gehen, geschweige denn ein
eigenes Konto zu besitzen. Sie ist trotz gewisser feministischer
Errungenschaften nach wie vor Teil dieser Gesellschaft, fußend auf
kapitalistischer Wirtschaftsweise und der sich daraus ergebenden
Ideologie. Frauen sind nunmehr durch Beruf und Hausarbeit doppelt
belastet, wobei ihnen oftmals selbst in aufgeklärten Haushalten nur
spärlich Arbeit abgenommen wird, indem z.B. der Gender Pay Gap dafür
sorgt, dass es finanziell mehr Sinn ergibt, dass die Frau den
Großteil der Hausarbeit übernimmt.

Sowohl die Monogamie als
auch die Norm der heterosexuellen Beziehung beruht auf derselben
Grundlage der Arbeitsteilung. Auch wenn (zumindest in der BRD)
„Zuwiderhandlungen“ nicht bestraft werden, läuft das bürgerliche
Gesetz auf die bürgerliche Kleinfamilie hinaus und begünstigt sie
deutlich über alternative Lebensformen, beispielsweise beim
Sorgerecht. Indem auch auf ideologischer Ebene die „klassischen
Familie“ als gesellschaftliche Norm festgelegt wird, werden
jegliche Abweichungen im besten Fall unsichtbar gemacht, im
schlimmsten Fall von Konservativen bis Rechten angegriffen.

Stellt sich nun also die
große Frage nach dem „Warum“? Wozu dient die Frauenunterdrückung
im Kapitalismus? Was ist ihr tieferer Sinn? Um zu klären, warum sich
ausgerechnet die Unterdrückung der Frau durch den Mann ergibt,
empfehle ich das Werk „Ursprung der Familie, des Staats und des
Privateigentums zu lesen“ von Friedrich Engels. In diesem Werk wird



der Ursprung von Sexismus genauer beleuchtet, wofür in diesem
Artikel kein Platz bleibt. Dafür möchte ich aber darauf eingehen,
wie der Kapitalismus und seine Ausbeutungsform der Lohnarbeit seinen
Nutzen aus Sexismus, zieht. Modellhaft ist das leicht erklärt: Der
Mann muss seine Arbeitskraft an die Kapitalist_Innen verkaufen und um
die Kraft dafür zu haben, sprich um sich reproduzieren (seine Kraft
wiederherstellen) zu können, braucht es die Frau, welche kostenlos
die Hausarbeit übernimmt und die Kinder umsorgt. Der Kapitalismus
braucht diese klare aufgabenbezogene Rollenverteilung, um einerseits
den Nachwuchs neuer Arbeitskräfte und andererseits die Reproduktion
und somit die Wiederverwertbarkeit der Arbeitskraft zu garantieren,
ohne dass dabei die Hausarbeit ebenfalls entlohnt wird, also ohne
selbst Profitverluste dadurch machen zu müssen. Diese
Rollenverteilung ist heutzutage keinesfalls gelöst, da sie sich
jeher ideologisch fortpflanzt und ihren Nutzen findet.

Jugendunterdrückung

Ebenso wird die Jugend in
dem bürgerlichen Familienbild stark benachteiligt. Finanzielle
Abhängigkeit von den Eltern und rechtliche Bevormundung sind hier
die Hauptproblempunkte. Als Jugendliche_r kann man sich meist bereits
eine Meinung bilden und eigene Ziele im Leben setzen, ist aber an die
Eltern gebunden. Wohnort, Kleidungsstil und generelle Lebensplanung
sind in vielen Fällen vom elterlichen Reichtum abhängig. Die dazu
kommende rechtliche Benachteiligung, wie das Verbot, Verträge unter
18 Jahren abschließen zu können, verschafft den Eltern gegenüber
ihren Kindern ein starkes Machtverhältnis, was nicht allzu selten in
Manipulation endet.

Dass Jugendlichen nicht
alle Rechte zustehen, weil sie noch nicht arbeiten, wird zwar oft als
Argument angeführt, ist aber etwas zu kurz gedacht: Einerseits
werden Jugendliche auf dem Arbeitsmarkt ebenfalls diskriminiert und
nicht vollwertig für ihre Tätigkeiten bezahlt (es gilt in der
Ausbildung oder unter 18 kein Mindestlohn). Anderseits sollte die



eigene Persönlichkeitsentwicklung nicht von der eigenen Arbeitskraft
und dem finanziellen Stand abhängen. Aber genau dieses Bild einer
Gesellschaft, welches auf Leistungsdruck aufbaut, führt zu einer
Herabwürdigung derer, welche noch nicht in den Arbeitsprozess
eingebunden sind, als nutzlose und unselbständige. Vielmehr sollte
das Ideal der Solidarität und größtmöglichen Entfaltung aller
gelten!

Was ist der Sinn der
bürgerlichen Familie und was sind ihre Auswüchse?

Der Sinn ist also die
Reproduktion von Arbeitskraft und Erziehung von neuen Arbeitskräften
ins Private zu verlagern, damit das Kapital Kosten sparen kann.
Weiterhin werden Jugendliche und Kinder in so einem Familiensystem
schon früh zu Gehorsam und Unterordnung erzogen, was sie später
ihrer/m Kapitalist_In zeigen sollen. Außerdem dient die bürgerliche
Familie in der herrschenden Klasse immer noch dem, was die monogame
Familie seit ihrer Entstehung in jeder Klassengesellschaft leisten
sollte: der Vererbung von Privateigentum innerhalb genetischer
Abstammungslinien, also dem Erhalt der herrschenden Klasse als
Besitzende.

Somit schafft es die
bürgerliche Familie ein klares Rollenbild zu vermitteln und dem Mann
eine höhere Stellung zu verleihen, gemäß dem patriarchalen Aufbau
dieses Familiensystems. Alles zu dem Zweck, eine geordnete
Arbeitsteilung im Rahmen der Familie zu haben, damit der Fortbestand
des Systems und der kapitalistischen Ausbeutung auch durch die
Familie geschützt wird. Die Bevorteilung des Mannes, welche sich vor
allem finanziell stützt, setzt ihn als Familienoberhaupt ein, sodass
dieser tonangebend gegenüber Frau und Kindern wird. Nicht selten
mündet dieses strukturelle hervorgebrachte Privilegium auch in
häuslicher Gewalt, worunter Frauen und Jugendliche jahrelang leiden
und tiefe psychische Verletzungen davontragen können. Gerade durch
den Lockdown hat diese nochmal erheblich zugenommen, da die Familie



nunmehr den einzigen Rückzugsort ohne Einschränkungen darstellt.
Dabei stellt der Lockdown aber nicht die Hauptursache dar, sondern
verschärft, was im System bereits grundlegend vorzufinden ist.

Was können wir
dagegen tun?

Kurzum, die bürgerliche
Familie ist patriarchal, diskriminierend gegenüber Frauen,
Jugendliche und den LGBTIAQ*-Menschen; sie ist aber auch überwindbar.
Ein Lösungsansatz für die Enthebung des Patriarchats ist unter
anderem die Vergesellschaftung der Hausarbeit, sodass dieses Problem
der Reproduktion ein gesellschaftliches wird, welches nicht durch den
einzelnen Hausstand geregelt werden muss. Hierbei muss es mehr
Möglichkeiten im öffentlichen Raum geben, um anderen Menschen bei
ihren alltäglichen Arbeiten zu helfen, wie kostenlose Kitas, Mensen
und Wäschereien. Am Rande bemerkt ist dies sogar
ressourcensparender, da nicht jeder Haushalt für sich alleine zig
Geräte hat, die die meiste Zeit nicht genutzt werden. Ein weiterer
wichtiger Punkt ist es, Akzeptanz gegenüber alternativen
Beziehungsformen zu erreichen, sowie den Betroffenen von häuslicher
Gewalt mehr Schutz und Gehör zu verleihen. Außerdem sollten
gemeinschaftliche Selbstverteidigungskomitees gegen Gewalt und
Übergriffe gegen Frauen und LGBTIAQ* aufgebaut werden. Zur
Beendigung der finanziellen Abhängigkeit müssen wir einerseits
gleiche Bezahlung für gleichwertige Arbeit durchzusetzen und
andererseits Jugendlichen mit einem garantierten Mindesteinkommen und
gute Alternativen zu ihrem Elternhaus ihre Freiheit und
Selbstbestimmung zurückgeben.

Die
bürgerliche Familie ist weder ewig noch alternativlos, sondern
entsteht aus der konkreten kapitalistischen Gesellschaft. Daher lässt
sich das Patriarchat sehr wohl lösen, indem der Kapitalismus
zusammen mit dem Privateigentum fällt und eine Vergesellschaftung
der Produktionsmittel uns den Weg in den Sozialismus ebnet, der



unsere Klasse, die Arbeiter_Innenklasse, von dem Joch der Ausbeutung
des Menschen durch den Menschen befreit. Nur durch die Aufhebung
wirtschaftlicher Ungleichheit lässt sich eine Gleichheit der
Menschen aus emanzipatorischer Sicht erreichen. Wenn wir die private
Kontrolle über die Produktion aufheben, und gemeinschaftlich als
Arbeiter_Innen bestimmen, was die Gesellschaft braucht und was
produziert werden muss, wird es auch möglich sein die Reproduktion
der Arbeitskraft aller gemeinschaftlich und frei von privater
Überbelastung zu organisieren (=Vergesellschaftung der Hausarbeit).
Dafür wird, auch die private Vererbung und die private Erziehung
aufgelöst, und zu einer Aufgabe der Gemeinschaft gemacht werden. So,
dass keine Frau, kein Jugendliche/r, keine LGBTIAQ* Person mehr
Unterdrückung erleiden muss. Lasst uns gemeinsam das Patriarchat
zerschlagen!


